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Wolfgang Leonhard

Der Konflikt im Weltkommunismus

Fast ein Vierteljahrhundert, von 1929 bis 
1953, war die kommunistische Weltbewegung 
durch eine monolithische Einheit gekennzeich-
net. Alle kommunistischen Parteien der Welt 
(mit Ausnahme der jugoslawischen Kommuni-
sten seit 1948) unterordneten sich der Stalin-
Führung in Moskau. Jede politische Wendung 
des Kreml wurde wie ein ungeschriebenes 
Gesetz von den kommunistischen Parteien 
aller Länder befolgt. Ein Wink aus Moskau 
genügte, um mißliebige Führer abzusetzen und 
gewünschte einzusetzen, eine Wendung in 
einer sowjetischen Veröffentlichung, um die 
Linie jeder beliebigen Partei jäh zu verändern. 
Die uniforme Eintönigkeit ging soweit, daß 
kommunistische Parteiresolutionen Schwedens, 
Ceylons oder Venezuelas kaum noch vonein-
ander zu unterscheiden waren. Gewiß gab es 
auch in dieser Periode — wahrscheinlich mehr 
als bisher allgemein angenommen wurde — 
ernste Widerstände gegen die Moskauer Vor-
herrschaft, Kritik an der von Moskau befohle-
nen Linie, oppositionelle Strömungen, unter-
schiedliche Auffassungen und Auseinander-
setzungen, aber unter den damaligen Bedin-
gungen konnten diese nicht offen ausgetragen 
werden. Die kommunistische Weltbewegung in 
jenem Vierteljahrhundert erschien damit nicht 
nur für die Außenwelt, sondern selbst für viele 
der eigenen Mitglieder als ein einheitliches 
von Moskau dirigiertes und geleitetes Instru-
ment.
All dies gehört jetzt weitgehend der Vergan-
genheit an. In wenigen Jahren hat sich die 
kommunistische Weltbewegung in einem er-
staunlichen Ausmaß und in einem überraschend 
schnellen Tempo von ihrer früheren mono-
lithischen Struktur entfernt. Die Entwicklung 
in den letzten Jahren hat zur Herausbildung 
mehrerer politischer Richtungen geführt, die zu 
entscheidenden politischen Fragen eine völlig 
unterschiedliche Stellung einnehmen, zu offe-
nen Auseinandersetzungen zwischen den ver-
schiedenen Flügeln und damit auch zu neuen 
Beziehungen innerhalb der kommunistischen 
Weltbewegung. Es ist nicht der sowjetisch-
chinesische Konflikt selbst, sondern vielmehr 

seine Auswirkungen auf die kommunistische 
Weltbewegung, die uns hier interessieren.

Im Rahmen dieses Beitrages ist es natürlich 
nicht möglich, den Wandlungsprozeß im ein-
zelnen darzustellen, wohl aber einige Haupt-
etappen, einige „Brennpunkte" zu erwähnen, 
die uns Ausmaß und Grenzen der Wandlung 
verdeutlichen und uns vielleicht auch einige 
Anhaltspunkte über die zukünftige Entwick-
lung der kommunistischen Weltbewegung ge-
ben können.
Die tieferen Ursachen der „Dezentralisierung“ 
des Weltkommunismus liegen meiner Meinung 
nach vor allem in der Tatsache begründet, 
daß die von Stalin geprägte Funktion und 
Organisationsform der kommunistischen Welt-
bewegung in zunehmendem Gegensatz zu den 
veränderten Realitäten geraten war. So, wie 
die inneren Veränderungen in der Sowjet-
union notwendig wurden, weil sich viele Merk-
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male und Methoden des von Stalin geschaffe-
nen Systems unter den neuen Bedingungen 
der entstehenden modernen sowjetischen Indu-
striegesellschaft als unbrauchbar erwiesen, so 
geriet die stalinsche Form des monolithischen 
Weltkommunismus unter Moskauer Führung 
in eine Krise, als an Stelle eines Landes — der 
UdSSR — sich eine Vielzahl, unter unterschied-
lichen Bedingungen entstandener, kommunisti-
scher Länder herausgebildet hatten; die dog-
matische Ideologie konnte nicht mehr als 
alleinige Richtschnur, das Sowjetsystem nicht 
als einziges Vorbild für die so komplexen, ver-
schiedenartigen und sich noch dazu im Wand-
lungsprozeß befindlichen kommunistischen 
Länder und Parteien dienen. Einmal in Gang 
gekommen, war aber dieser Wandlungsprozeß 
nicht mehr aufzuhalten; eine Kontroverse 
führte logischerweise zur nächsten.



Die „revisionistische" Phase

Der Moskau-Peking-Konflikt hätte kaum so 
große Auswirkungen auf die kommunistische 
Weltbewegung gehabt, wenn nicht der Boden 
dafür schon durch andere Ereignisse vorberei-
tet worden wäre. Mit einer gewissen Berechti-
gung konnte der 12 April 1948 als der Aus-
gangspunkt für die Abkehr von der monoli-
thischen Struktur bezeichnet werden — jener 
Tag. an dem die Mitglieder des jugoslawischen 
Zentralkomitees in der Bibliothek des ehe-
maligen Schlosses von König Alexander im 
Belgrader Vorort Dedinje den Beschluß faßten, 
die sowjetischen Anschuldigungen gegen ihre 
eigene Partei zurüdezuweisen Damit wurde 
nicht nur der Beweis erbracht, daß es für eine 
kommunistische Partei möglich war, sich der 
scheinbar allmächtigen Stalin-Führung in Mos-
kau zu widersetzen, sondern auch der Grund-
stein für eine von Moskau unabhängige kom-
munistische Entwicklung in Jugoslawien ge-
legt. gewissermaßen eine Entstalinisierung zur 
Zeit Stalins vollzogen. Erstmalig gab es nun 
gegenüber der stalinschen Politik eine kommu-
nistische Alternative.

Gewiß war Stalin zu jener Zeit stark genug, 
den Anschluß anderer kommunistischer Par-
teien an die „Renegaten in Belgrad" zu ver-
hindern. aber zweifellos hat die eigenständige 
Politik der jugoslawischen Kommunisten nach 
1948 und ihre öffentliche marxistische Pole-
mik gegen den Stalinismus aut nicht wenige 
oppositionelle Kreise in anderen kommuni-
stischen Parteien einen nachhaltigen Einfluß 
ausgeübt. Dieser Einfluß verstärkte sich schnell 
nach dem Tod Stalins. Mit der Einstellung der 
anti-jugoslawischen Kampagne, der „Entschul-
digungsreise“ Chruschtschows nach Belgrad im 
Mai 1955 und dem Belgrader Kommunique, 
das erstmalig offiziell den „unterschiedlichen 
Weg zum Sozi 1alismus" proklamierte ), war 
diese Abweichung nun als legitim erklärt wor-
den Es waren jedoch vor allem die auf dem 
20 Parteitag in Moskau (14 bis 25. Februar 
1956) vollzogene Abrechnung mit Stalin sowie 
die neuen Thesen über die Vermeidbarkeit der 
Kriege, die Koexistenz und die Möglichkeit 
des friedlichen Wegs zum Sozialismus, die 

den reform-kommunistischen Kreisen neue 
Hoffnungen und neuen Auftrieb gaben. Mit der 
Mitte April 1956 erfolgten Auflösung des Kom-
inform und der offiziellen Aufforderung, die 
kommunistischen Parteien sollten „mehr denn 
je" die Eigenheiten ihrer Länder berücksichti-
gen und eine Politik entwickeln, „die den Be-
sonderheiten und Traditionen eines jeden Vol-
kes am meisten entspreche"2), war nun auch 
die organisatorische Klammer beseitigt.

1) Prawda, 2. Juni 1955.

2) Prawda, 18 April 1956, deutsch: „Ostprobleme", 
Nr 19/1956
3) Nuovi Aigumenti, 16 Juni, und L'Unitä, 24. Juni 
1956 Englisch in: Henry Roberts (Hrsg.) “The Anti-
Stalin Campaign and International Communism , 
New York 1956. S 97-140. 193—267
4) Erklärung der KP Frankreichs vom 18. Juni, der 
KP Großbritanniens vom 21 Juni, und der KP der 
USA vom 24. Juni 1956. “Anti-Stalin Campaign , 
a. a. O„ S. 147—180, 209—274.

Schon bald erwies es sich — mehr und schnel-
ler als die Sowjetführung erwartet hatte —, 
daß einige kommunistische Parteien (vor al-
lem Polens und Italiens) die neue Situation 
zu nutzen wußten. Das Togliatti-Interview, 
in dem sich der italienische KP-Führer dafür 
einsetzte, die Diskussion über die „Fehler* 
Stalins durch eine gründliche Analyse des Sta-
lini
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smus und der Degeneration des Sowjet-
systems zu ergänzen und sich für einen Poly-
zentrismus in der Weltbewegung aussprach ), 
sowie ähnliche Erklärungen und Tendenzen in 
anderen kommunistischen Parteien4), waren 
dafür deutliche Zeichen.

Von diesem Zeitpunkt an begannen reform-
kommunistische („revisionistische") Tenden-
zen, bis dahin auf Jugoslawien beschränkt, in 
der gesamten Weltbewegung eine zunehmende 
Rolle zu spielen. Unter dem Sammelbegriff 
„Revisionismus“ sind dabei alle Gruppierun-
gen und Strömungen zu verstehen, die sich 
nicht auf die Verurteilung einiger „Fehler“ 
Stalins beschränken, sondern den Stalinismus 
als Ideologie und System überwinden wollen. 
Jede zentralistische Leitung der Weltbewe-
gung wird abgelehnt. Die kommunistischen 
Parteien aller Länder sollen unabhängig von-
einander operieren; ihre Zusammenarbeit soll 
auf bilateraler Grundlage in Form eines Er-
fahrungsaustauschs erfolgen, ohne dabei die



eigene Autonomie zu beschränken. Der Weg 
zum Sozialismus hängt von den Bedingungen 
und Möglichkeiten des eigenen Landes ab. 
Jede kommunistische Partei soll daher ihre 
Politik im Einklang mit den historischen Tra-
ditionen und politischen, ökonomischen und 
kulturellen Besonderheiten des eigenen Lan-
des entwickeln. Im Falle eines Sieges kommt es 
darauf an, den Übergang in möglichst humanen 
Formen zu vollziehen. In den sozialistischen 
Ländern sollen sich die kommunistischen Par-
teien nicht in alles einmischen, sondern sich 
auf einige zentrale Probleme und Bereiche be-
schränken. Auf wirtschaftlichem Gebiet ist 
anstelle einer zentralistischen staatlichen Plan-
wirtschaft eine gesellschaftliche Selbstverwal-
tung anzustreben; in der Landwirtschaft an-
stelle einer Kollektivierung eine langfristige 
evolutionäre genossenschaftliche Entwicklung 
in den verschiedensten Formen. Die kulturelle 
und wissenschaftliche Entwicklung darf nicht 
unter der Begründung der „Parteilichkeit" und 
des „sozialistischen Realismus“ eingeengt und 
behindert werden.
Diese reform-kommunistischen Tendenzen 
wurden von Moskau schon Ende Juni 1956 — 
fast vier Monate vor der ungarischen Revolu-
tion — als „Revisionismus“ verurteilt und 
schärfstens bekämpft. Die Resolution des so-
wjetischen Zentralkomitees5), eine Reihe von 
alarmierenden Artikeln ), die interne Direk-
tive vom 23. August 1956 gegen „titoistische" 
Tendenzen waren deutliche Anzeichen dafür, 
daß Moskau eine erneute Zentralisierung 
unter eigener Führung anstrebte. Besonders 
aber nach der ungarischen Revolution ver-
suchte die Sowjetführung, durch eine Anzahl 
bilateraler Gespräche mit den KP-Führern an-

5) Der Personenkult 
2 Juli 1956, deutsch: 
6) Prawda, 5 

7) Neues Deutschland, Ost-Berlin, 28. November 
1956. "Meshdunarodnaja Shisn" Nr. 11, 1956. Ost-
Berliner Rundfunk, 15. April 1957. “Rude Pravo", 
19. Juni 1957. Boris Ponomarjow in „Kommunist", 
Nr. 12, 1957.
8) Indirekt erwähnt in „Trybuna Ludu", 29. Novem-
ber 1957, und in „Neues Deutschland", 30. Novem-
ber 1957.

derer Länder sowie beschwöre
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rischer Aufrufe 
zur Einheit der Weltbewegung ) den ausein-
andertreibenden Kräften und revisionistischen 
Tendenzen Einhalt zu gebieten.
Endlich gelang es der Sowjetführung auf der 
vom 12. bis 14. November 1957 in Moskau 
tagenden internationalen kommunistischen 
Konferenz zunächst die 12 herrschenden Par-
teien auf eine gemeinsame politische Dekla-
ration zu verpflichten und anschließend auch 
im Namen von 64 kommunistischen Parteien 
ein politisches weniger bedeutsames Friedens-
manifest herauszugeben. Die Einheit solt e zu-
sätzlich durch eine gemeinsame internationale 
kommunistische Zeitschrift, die seit September 
1958 unter dem Titel „Probleme des Frie-
dens und Sozialismus" erschien, verstärkt wer-
den. Obwohl die jugoslawischen Kommunisten, 
wie es Chruschtschow ursprünglich gehofft 
hatte, die politische Deklaration nicht unter-
zeichneten und während der November-Bera-
tung auch einige Konzessionen, vor allem an 
polnische und ungarische KP-Delegationen ge-
macht werden mußten 8), glaubte die Sowjet-
führung nun eine neue Form gefunden zu ha-
ben, die die Einheit des Weltkommunismus 
garantieren sollte — eine Hoffnung, die sich 
schon bald als Illusion erwies.
Die Sowjetführung stand so im Banne der Er-
eignisse von 1956/57, daß sie noch fast das 
ganze Jahr 1958 hindurch den Hauptschlag 
gegen den „Revisionismus" richtete — vor al-
lem nachdem die jugoslawischen Kommunisten 
auf ihrem 7. Parteitag in Ljubljana ihr neues 
Parteiprogramm angenommen hatten —, ohne 
dabei in vollem Ausmaß die neuen Gefahren 
zu sehen, die nun von einer anderen Seite den 
Moskauer Führungsanspruch bedrohten.

Die Herausbildung des „dogmatischen" Flügels
Derselbe 20 Parteitag im Februar 1956, der 
durch seine Verurteilung von Stalins Verbre-
chen und seine neuen Thesen die reform-kom-
munistischen („revisionistischen“) Kräfte er-
muntert hatte, rief auch den ersten Widerstand 
der chinesischen KP hervor und leitete damit 

die Herausbildung des „dogmatischen" Flü-
gels ein. Je mehr sich in den anschließenden 
Jahren die Sowjetführung in ihrer Innenpoli-



tik und Ideologie (wenn auch unter Zögern 
und Rückschlägen) von stalinschen Leitsätzen 
entfernte und ihre Außenpolitik den Gegeben-
heiten des atomaren Zeitalters anpaßte, um so 
mehr wurde es nun möglich, die sowjetische 
Linie gewissermaßen von „links" zu kritisie-
ren. Die Entwicklung der sowjetischen Rake-
tentechnik und das Anwachsen der national-
revolutionären Bewegungen in den Entwick-
lungsländern bot, nach Auffassung der chi-
nesischen Kommunisten, neue weltrevolutio-
näre Perspektiven und damit die Möglichkeit 
einer revolutionären Offensive. Diese Linie, 
obwohl vorher bereits in einigen Andeutun-
gen sichtbar, wurde anläßlich der 90. Wieder-
kehr des Geburtstages von Lenin im April 
1960 in der Artikelserie „Long live Leninism!" 
erstmalig in der Öffentlichkeit in zusammen-
hängender Form vertreten 9).

9) Hung-chi Nr 9, April 1960 Englisch in: G. F. 
Hudson. Richard Löwenthal and Roderick Mac-
Farquhar, “The Sino-soviet Dispute", New York 
1961, S. 82—112.

Von diesem Monat an war nun die bisher ge-
meinsam gegen den Revisionismus operierende 
Weltbewegung in sich gespalten. Es standen 
sich nun zwei neue Konzeptionen des Welt-
kommunismus gegenüber, eine „Moskauer" 
und eine „Pekinger", die die Unterschiede in 
der Entwicklungsstufe, der Aufgabenstellung, 
der Tradition, der Machtstellung und der inter-
nationalen Position der beiden kommunisti-
schen Länder widerspiegelte und die Differen-
zierung in der kommunistischen Weltbewe-
gung schlagartig beschleunigte.
Die sowjetische Konzeption (soweit sie die 
kommunistische Weltbewegung betrifft) stellt 
die sozialistischen Länder in den Mittelpunkt. 
Durch eine langfristige Periode der Koexistenz 
(auf staatlich-diplomatischem Gebiet, aber nicht 
in der Ideologie) sollen die Voraussetzungen 
dafür geschaffen werden, daß die kommunisti-
schen Länder im Verlaufe eines wirtschaftli-
chen Wettbewerbs mit dem Westen das öko-
nomische Übergewicht in der Welt erhalten, 
um damit schrittweise auch politisch das Welt-
geschehen entscheidend bestimmen zu können. 
Die kommunistischen Parteien der kapitalisti-
schen Länder sollen diese Entwicklung unter-
stützen, ihr politisches Gewicht und ihren Ein-

fluß verstärken sowie alle revolutionären Mög-
lichkeiten nutzen, um, falls möglich, auf fried-
lichem Wege unter Ausnutzung des Parlaments 
die Macht zu ergreifen. Obwohl in einigen 
ideologischen Schriften die politische Macht-
übernahme beschrieben wird, liegt das Schwer-
gewicht zweifellos auf der verstärkten politi-
schen Einflußnahme der Kommunisten, nicht 
aber auf einem mit größeren Risiken verbunde-
nen Umsturz. Der „Kampf für den Frieden" — 
also die Unterstützung entsprechender sowjeti-
scher Vorstöße — hat den Vorrang vor revolu-
tionären Experimenten. Ähnlich sollen auch die 
Kommunisten der Entwicklungsländer in der 
Regel nicht voreilig die Macht übernehmen, 
sondern vielmehr versuchen, die führenden po-
litischen Kräfte dieser Länder zu beeinflussen 
und zu drängen, einen „nicht-kapitalistischen 
Weg" zu beschreiten.
Die Pekinger These — wenn wir uns hier wie-
der stichwortartig auf die für die kommu-
nistische Weltbewegung entscheidenden 
Punkte beschränken — geht dagegen von der 
Annahme aus, das revolutionäre Zentrum der 
Welt habe sich in die Entwicklungsländer ver-
lagert. Die Hauptaufgabe der kommunistischen 
Länder müßte darin bestehen, die revolutio-
näre Bewegung in den Entwicklungsländern 
zu fördern und diese durch eine kompromiß-
lose Haltung gegenüber dem Westen („Im-
perialismus") zu unterstützen. Die „Massen-
organisationen" (Friedensbewegung, Gewerk-
schaften, Frauen- und Jugendorganisationen) 
sollen sich fest in den revolutionären Kampf 
eingliedern, die kommunistischen Parteien in 
den westlichen Ländern sich für die bevor-
stehenden revolutionären Kämpfe rüsten. Ko-
existenz, ökonomischer Wettbewerb, Ab-
rüstung und friedlicher Weg zum Sozialismus 
seien daher entweder als „revisionistisch" ab-
zulehnen oder könnten bestenfalls als taktische 
Lösungen verwandt werden.
Die Herausbildung dieser beiden internationa-
len kommunistischen Konzeptionen, die un-
trennbar mit dem Kampf um die Führung der 
Weltbewegung verknüpft war, hatte unmittel-
bare Auswirkungen auf die übrigen kommu-
nistischen Parteien und Organisationen Diese 
hatten nunmehr die Möglichkeit, sich für die 
eine oder andere Konzeption (und damit für 
das eine oder andere Zentrum) zu entschei-
den bzw. zwischen den beiden zu lavieren 



und zu manövrieren. Internationale kommu-
nistische Tagungen, Kongresse und Konferen-
zen verloren von diesem Moment an das Bild 
der gewohnten Einheit und Eintönigkeit und 
verwandelten sich in Schauplätze eines mehr 
oder weniger erbitterten Ringens.
Schon auf der Konferenz des Weltgewerk-
schaftsbundes in Peking (5. bis 9. Juni 1960) 
wurde die Pekinger Linie von den Delegier-
ten Albaniens und einiger asiatischen und 
afrikanischen Länder (Nord-Vietnam, Burma, 
Ceylon, Somalia, Sudan, Indonesien
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 und San-

sibar) unterstützt ) und hinter dem Rücken 
Moskaus eine Fraktionskonferenz abgehal-
ten11). Die anschließende Bukarester Konfe-
renz der kommunistischen Parteiführungen 
(21. bis 26. Juni 1960) machte deutlich, daß die 
Meinungsverschiedenheiten nicht auf die Mas-
senorganisationen beschränkt blieben, son-
dern auch in den kommunistischen Parteien 
selbst eine chinesisch-albanische Allianz ent-
standen war 12).  Die Auseinandersetzungen 
zwischen den beiden Richtungen (die viel tie-
fer und schärfer waren, als sie sich damals in 
der Öffentlichkeit manifestierten) waren auch 
auf dem vietnamesischen Parteikongreß (An-
fang September 1960) zu bemerken. Sie spiel-
ten vor allem eine wichtige Rolle in der aus 
26 Parteidelegationen bestehenden Kommis-
sion, die die neue kommunistische Weltkon-
ferenz vorbereiten sollte.

10) Peking Review, Nr. 24, Juni 1960. "The Sino-
soviet Dispute”, a. a. O., S. 123—126, und Donald 
Zagoria, "The Sino-soviet Conflict“, Princeton 1962, 
S. 320—323.
11) Dies zumindest behauptet Moskau im „Offenen 
Brief des ZK der KPdSU", Prawda, 14. Juli 1963, 
vgl. .Ostprobleme", Nr. 16/17, 1963, S. 514.

12) Harry Hamm, .Rebellen gegen Moskau", Köln 
1963, und William E. Griffith, “Albania and the 
Sino-soviet Rift”, Cambridge 1963, S. 41—45.
13) Nach Materialien der KP Italiens: Intervent!
della delegazione des PCI alla Conferenza degli
81 Partiti comunisti e operai, Rom, Januar 1962.
Von der KP Frankreichs: Contribution de la dele-
gation francaise a la Conference des partis commu-
nistes et ouvriers, Paris, November 1961. Von der
KP Belgiens: «Le Drapeau rouge», Januar 1962.

Mit der Weltkonferenz der 81 kommunistischen 
Parteien, die am 10. November in Moskau 
begann und sich anstelle der vorgesehenen 
wenigen Tage bis zum 2. Dezember hinzog, 
war eine neue Stufe der Differenzierung er-
reicht13 ). Die chinesischen und albanischen 
Kommunisten wurden hier bereits sehr weit-
gehend von den KP-Delegationen Nord-Koreas, 
Burmas, Malayas, Thailands, Indonesiens und 

Australiens unterstützt. Die „Dogmatiker" ver-
langten, daß in dem ausgearbeiteten und vor-
gelegten Entwurf der Deklaration die Hin-
weise auf den 20. Parteitag, die Koexistenz-
Doktrin, die Entstalinisierung und die Abrü-
stung gestrichen und die Formulierung gegen 
die jugoslawischen Kommunisten verschärft 
werden sollten. Die Koexistenz könne, nach 
Auffassung der „Dogmatiker", lediglich als tak-
tische Losung benutzt werden, eine Abrüstung 
sei erst nach dem vollen Sieg des Kommunis-
mus in der ganzen Welt möglich, über diese 
Frage kam es zu erbitterten Kontroversen zwi-
schen den beiden Richtungen, wobei die chine-
sischen und noch schärfer die albanischen 
Kommunisten die sowjetische Politik als revi-
sionistisch und opportunistisch anprangerten.

Auch über die Beziehungen innerhalb der 
kommunistischen Weltbewegung wurde hart 
gerungen. Der sowjetische Entwurf hatte ein 
Verbot der Fraktionsbildung vorgesehen. 
Schon in den vorbereitenden Sitzungen hatte 
sich die Pekinger Richtung geweigert, dies zu 
akzeptieren. Auf der Konferenz selbst wurde 
dieser Passus auf Verlangen der brasiliani-
schen und kubanischen KP wieder eingefügt, 
aber die „Dogmatiker“ lehnten ihn erneut ab, 
so daß in der endgültigen Fassung nur allge-
mein die Einheit der kommunistischen Weltbe-
wegung unterstrichen wurde. Der Vorschlag 
einiger Delegationen, ein ständiges Sekretariat 
der Weltbewegung zu bilden, wurde von der 
französischen und — noch stärker — von der 
italienischen KP-Delegation abgelehnt, die im 
übrigen noch darum bat, die anti-jugoslawi-
schen Bemerkungen abzuschwächen und (mit 
Recht) bemängelte, daß die Deklaration zu 
langatmig sei und viele Wiederholungen ent-
halte.

Tatsächlich war die anschließende am 5. De-
zember 1960 veröffentlichte Deklaration der 
81 kommunistischen Parteien nicht nur ein 
Kompromiß, sondern eine kautschukartige Zu-
sammenstellung verschiedener wiederspruchs-

Die ,,albanische“ Kontroverse

voller Thesen. Die verschiedenen Richtungen 
konnten sich nun auf die ihnen jeweils zu-
sagenden Formulierungen stützen und dabei 



stets für sich in Anspruch nehmen, „im Geiste 
der Deklaration von 1960" zu handeln.

Wie wenig die Meinungsverschiedenheiten in 
Wirklichkeit überbrückt waren, zeigte unter 
anderem der — zweimal verschobene — 4. Par-
teitag der albanischen KP (13. bis 20. Februar 
1961), auf dem die Anhänger der sowjetischen 
Richtung, wenn auch ideologisch verklausuliert, 
gegen die albanischen Gastgeber polemisier-
ten, die griechische KP-Delegation aus Protest 
den Kongreß verließ, während die chinesisch-
albanische Linie von den KP-Delegationen 
Nord-Koreas, Nord-Vietnams, Indonesiens, 
Burmas und Ceylons (wen  a

14
uch in unter-

schiedlicher Stärke) unterstützt wurde ). Die 
Verschärfung der sowjetisch-albanischen Be-
ziehungen in den nächsten Monaten (Abzug 
der sowjetischen U-Boote, Schließung Alba-
niens für osteuropäische Besucher, Eintreffen 
chinesischer Techniker, demonstrative Rück-
berufung des sowjetischen Botschafters) führ-
ten zu einer so weitgehenden Entfremdung, 
daß die albanischen Kommunisten nicht mehr 
zu dem sowjetischen Parteitag eingeladen wur-
den.
Der 22. Kongreß der sowjetischen KP (14. bis 
30. Oktober 1961), ursprünglich zur Propagie-
rung des sowjetischen Parteiprogramms ein-
berufen, diente nun einer scharfen Abrechnung 
mit Stalin und der stalinschen Vergangenheit

15

, 
neuen Beschuldigungen gegen die „parteifeind-
liche Gruppe" und vor allem einem sowje-
tischen Generalangriff gegen die albanischen 
Kommunisten, die von den Sowjetführern auf 
dem Kongreß als „Spalter" und „Renegaten" 
gebrandmarkt wurden ). Der sowjetische 
Versuch, die albanischen Kommunisten von 
Peking zu isolieren oder sie gar zu unter-
werfen, mißlang jedoch völlig. Die chinesische 
KP, auf dem Kongreß durch Tschu En-lai ver-
treten, hielt fest und t

16
reu zu ihrem albanischen 

Verbündeten ), und die KP-Führer in Tirana 
wiesen nicht nur die sowjetischen Anschuldi-
gungen zurück, sondern gingen ihrerseits zur 
Offensive über und drohten sogar mit Ent-

hüllungen über inner-sowjetische Vorgänge 17 ). 
Von den 66 ausländischen KP-Delegationen 
auf dem sowjetischen Parteitag verzichteten 
22 darauf, die anti-albanischen Ausfälle Mos-
kaus zu unterstützen — einige weil sie die 
Auffassung der Verfemten selbst teilten oder 
damit sympathisierten, andere weil sie sich 
neutral verhalten wollten, während wieder 
andere einfach noch keine eigene Stellung be-
zogen hatten.
Das Resultat des 22. Parteitags war eine wei-
tere Differenzierung. Die jugoslawischen, pol-
nischen und vor allem italienischen Kommu-
nisten benutzten den anti-dogmatischen Cha-
rakter des Kongresses, um von sich aus die 
Verurteilung des Stalinismus und den Poly-
zentrismus in der Weltbewegung weiter voran-
zutreiben 4). Die Pekinger Gruppierung wurde 
nun durch die öffentliche Annäherung Nord-
Koreas verstärkt, die, ebenso wie die kommu-
nistischen Parteien Chinas, Nord-Vietnams, 
Burmas, Thailands, Malayas und Neuseelands 
(die australischen Kommunisten hatten sich 
inzwischen wieder der Moskauer Linie ge-
nähert), demonstrative Grußschreiben an die 
von Moskau ausgestoßenen albanischen Kom-
munisten sandte 1

19

8n ). Auf den anschließenden 
Tagungen des Weltfriedensrates in Stockholm 
(4. bis 15. Dezember 1961) und des Weltge-
werkschaftsbundes in Moskau (16. bis . De-
zember 1961) kam es erneut zu Kontrover-
sen. Die Anhänger der Moskauer Richtung 
stellten den Friedenskampf und die sowjeti-
schen Abrüstungsvorschläge in den Vorder-
grund, während die Pekinger Fraktion (in die-
ser Frage auch von einigen afrikanischen und 
latein-amerikanischen Delegationen unter-
stützt) diese Organisationen auf die Unter-
stützung der national-revolutionären Bewe-
gungen orientieren wollten. Gleichzeitig löste 
die italienische Delegation auf der Gewerk-
schaftstagung noch eine zusätzliche Kontro-
verse aus (von jugoslawischen und polnischen 
Vertretern unterstützt), die eine größere Auto-
nomie und Selbständigkeit befürworteten, wäh-
rend die Delegationen der Moskauer Richtung 
dies zu verhindern suchten 19).

14) William E. Griffith, “Albania and the Sino-
soviet Rift, S 68—76.
15) Prawda, 18., 22. und 23 Oktober 1961, deutsch: 
„Ostprobleme" 1961, S 744.
16) Prawda, 20. Oktober 1961.

17) Zeri i Popullit (Tirana), 8. November 1961, 
deutsch: „Ostprobleme“ 1961, S. 852.
18) Siehe Alexander Dallin (Herausgeber), 'Diver-
sity on International Communism", polnische Reak-
tion, S. 318—322, italienische 408—475, jugo-
slawische 584—604.
19) L’Unita, 7. Dezember 1961, Borba, 12. Dezem-
ber 1961, Englisch in: William E. Griffith 'Albania 
and the Sino-soviet Rift, S. 122—129.



Die „kommunistischen Neutralen"

Die Situation war inzwischen so verwirrend 
geworden, daß einige kommunistische Par-
teien — allerdings von einer völlig unter-
schiedlichen Position aus — sich dafür einsetz-
ten, die Meinungsverschiedenheiten auf einer 
neu einzuberufenden Weltkonferenz zu über-
brücken. Der (damals nicht veröffentlichte) 
Versöhnungsvorschlag der KP Nord-Vietnams 
im Januar 1962 wurde bald darauf von den 
kommunistischen Parteien Schwedens, Groß-
britanniens, Neuseelands und Indonesiens un-
terstützt 20 ). Schon die Tatsache, daß zwei die-
ser Parteien — die KP Indonesiens und Neu-
seelands — der Pekinger Richtung nahestan-
den, während die KP Schwedens und Großbri-
tanniens in der politischen Linie mit der Mos-
kauer Richtung sympathisierten, zeigte, daß 
mit diesem sicher gutgemeinten Versöhnungs-
vorschlag die Situation noch verwirrender 
wurde. Erstens, weil neben den bisherigen 
Auseinandersetzungen über die einzuschla-
gende politische Linie nun eine neue Kontro-
verse über die Frage begann, wie und auf 
welchem Wege die Meinungsverschiedenheiten 
in der kommunistischen Weltbewegung zu 
überwinden seien. Zweitens, weil die Einstel-
lung der einzelnen kommunistischen Parteien 
zu dieser Frage (und im größeren Zusammen-
hang zu den Beziehungen innerhalb der Welt-
bewegung überhaupt) keineswegs identisch 
mit den bisherigen Grupie rungen war, so daß 
sich nun zusätzlich neue „Frontstellungen" er-
gaben. Der Versöhnungsvorschlag der „neu-
tralen Fünf" zur baldigen Einberufung einer 
Weltkonferenz wurde am 7. April 1962 in 
einem internen Brief von der KP Chinas unter-
stützt, jedoch gleichzeitig mit der (für Moskau 
um diese Zeit unannehmbaren) Forderung 
verknüpft, die Sowjetführung solle vorher 
ihre Beziehungen zur albanischen KP norma-
lisieren.

Die sowjetisch-chinesische Auseinandersetzung 
hatte sich im Frühjahr und Frühsommer 1962 
vorübergehend abgeschwächt und wurde zeit-
weilig in ideologisch verklausulierter Form 
ausgetragen; die Pekinger Richtung drückte 
durch indirekte Anspielungen aus, daß die so-
wjetische Politik der Kautskys und Bern-

steins gleiche 21),  während in Moskau passende 
Lenin-Dokumente gefunden und veröffentlicht 
wurden, die die sowjetische Politik als konse-
quente Verwirklichung leninscher Ideen er-
scheinen ließ. Aber schon die Aufnahme der 
Mongolei in den COMECON Anfang Juni 
(China, Nord-Korea und Nord-Vietnam waren 
zu dieser Tagung nicht einmal als Beobachter 
eingeladen) und die Reise des sowjetischen 
Staatspräsidenten Breshnjew nach Jugoslawien 
(September 1962) deuteten das Ende dieser 
Pause an. Mit dem chinesisch-indischen Grenz-
konflikt Ende Oktober und der Kuba-Krise 
brach der Konflikt nun stärker als je zuvor 
aus und wurde nun sogar auf den KP-Kongres-
sen in Bulgarien (5. bis 14. November), Un-
garns (20. bis 24. November), Italiens (2. bis 
8. Dezember) und der Tschechoslowakei (4. bis 
8. Dezember) unter stürmischen Szenen in 
aler  Öffentlichkeit ausgetragen.

Der „dogmatische" Flügel (der um jene Zeit 
aus den kommunistischen Parteien Chinas, Al-
baniens, Nord-Koreas, Burmas, Thailands, 
Malayas und Neuseelands und den sympathi-
sierenden Parteien Indonesiens und Japans 
bestand, sowie in den Massenorganisationen 
einiger Entwicklungsländer manchen Rückhalt 
hatte) drängte im Dezember 1962 auf die bal-
dige Einberufung einer kommunistischen Welt-
konferenz, in der Hofnung,  dort neue Anhän-
ger für sich gewinnen zu können 220). Aus den 
gleichen Gründen aber war Moskau von dieser 
Idee keineswegs begeistert und daher bestrebt, 
die Einberufung einer Weltkonferenz hinaus-
zuzögern 23 ). Der SED-Parteitag in Ost-Berlin 
(15. bis 21. Januar 1963) wurde von Chru-
schtschow zu einer Art „Gipfeltreffen“ mit den 
Führern der herrschenden kommunistischen 
Parteien, — Gomulka, Ulbricht, Novotny, 
Shiwkow und Zedenbal — benutzt, wobei das 
Fehlen des rumänischen Parteiführers Gheorg-
hiu Dej bereits auf neue Komplikationen hin-

20) Erstmalig erwähnt im Brief des 
Chinas an Moskau vom 9. März 1963.

21) "On Bergsteinian 
10. Februar 1962, "On 
25. April 1962.
22) "The 
and Us“, 
king Review, Nr. 1, Januar 1963.
23) Prawda, 7. Januar 1963.



wies. Auf dem SED-Kongreß kam es zu stür-
mischen Tumultszenen. Der Delegationsleiter 
der KP Chinas, Wu Hsiu-tschuan, wurde von 
organisierten Claqueuren mehrmals am Re-
den gehindert, während die (zum erstenmal 
seit 1948 an einem osteuropäischen KP-Kon-
greß teilnehmenden) jugoslawischen Kommu-
nisten mit großem Beifall empfangen wurden. 
Andere Delegierte der Pekinger Richtung durf-
ten überhaupt nicht sprechen, und die Tatsache, 
daß die 17 lateinamerikanischen Parteien durch 
einen einzigen Redner, Morando von der KP 
Chiles, „vertreten“ wurden, deutete erneut 
auf Schwierigkeiten Moskaus mit der kommu-
nistischen Bewegung dieses Kontinents hin.
Besonders bedeutungsvoll aber, auf längere 
Sicht gesehen, war jedoch, daß Chruschtschow 
in seiner Rede am 16. Januar 1963 in Ost-
Berlin erstmals ideologisch sanktionierte, was 
in der Praxis in den letzten Jahren geschehen 
war. Während bis dahin als sakrosankt galt, 
daß es zwischen kommunistischen Parteien 
verschiedener Länder keine Meinungsverschie-
denheiten geben könne, weil sie alle „auf 
dem Boden des Marxismus-Leninismus" ste-
hen, erklärte Chruschtschow jetzt, solche Dif-

Aussöhnung oder Bruch?

Damit begann ein fast drei Monate dauernder 
grotesker öffentlicher Briefwechsel zwischen 
Moskau und Peking über die Frage, wann und 
wo das Treffen stattfinden und worüber bera-
ten werden sollte. Erst Mitte Mai einigten sich 
beide Kontrahenten darauf, sich am 5. Juli in 
Moskau zu treffen. Während dieser mehrmo-
natigen Verhandlungen wurde die Differen-
zierung des Weltkommunismus jedoch durch 
zwei neue wichtige Ereignisse verstärkt.
Das eine war die „rumänische Affäre". Schon 
im Spätherbst 1962 war es zu einer scharfen 
sowjetisch-rumänischen Kontroverse von Hi-
storikern über die Frage gekommen, ob das 
Antonescu-Regime im Herbst 1944 in erster 
Linie von sowjetischen Truppen oder von ru-
mänischen Kommunisten gestürzt worden sei. 
Das demonstrative Fernbleiben des rumäni-
schen Parteiführers Gheorghiu Dej vom Partei-
kongreß in Ost-Berlin zeigte deutlich an, daß 
es sich keineswegs nur um einen historischen 
Disput handelt. Die rumänischen Kommunisten 

ferenzen seien durchaus möglich und natürlich. 
„Selbstverständlich ist es nicht ausgeschlossen, 
daß die kommunistischen Parteien verschie-
dener Länder unterschiedliche Auffassungen 
in einzelnen und sogar in sehr wichtigen Fra-
gen vertreten können". Die von Peking ge-
forderte baldige Einberufung einer Weltkon-
ferenz wurde von Chruschtschow mit der Be-
gründung abgelehnt, eine solche Konferenz 
würde „keine ruhige und vernünftige Über-
windung der Meinungsverschiedenheiten, son-
dern deren Zuspitzung und die Gefahr einer 
Spaltung mit sich bringen“. Es sei viel mehr 
zweckmäßig, zunächst „die Polemik zwischen 
den kommunistischen Parteien einzustellen 
und eine gewisse Zeit verstreichen zu lassen, 
damit sich, wie man so sagt, die Gemüter be-
ruhigen" 24 ). Unter diesen Bedingungen er-
schien es der Sowjetführung ratsam zu sein, 
auf einen neuen, diesmal veröffentlichten und 
diplomatisch hervorragend formulierten Ver-
söhnungsvorschlag der KP Nord-Vietnams vom 
12. Februar 1963 einzugehen und in einem 
Brief vom 21. Februar an Peking sich für di-
rekte sowjetisch-chinesische G

25
espräche bereit 

zu erklären ).

24) Prawda, 17 Januar 1963.
25) Veröffentlicht erst in der Prawda vom 4. März 
1963

wollten vielmehr ihr Industrialisierungspro-
gramm fortsetzen und widersetzten sich daher 
auf der Februar-Sitzung des COMECON einer 
weiteren Integration. Im März rief die Bu-
karester Führung eine besondere Tagung des 
Zentralkomitees ein, informierte anschließend 
auf geschlossenen Parteiversammlungen ihre 
Mitglieder über die Meinungsverschiedenhei-
ten und weigerten sich auch auf der April-Sit-
zung des COMECON, die vorbereiteten Be-
schlüsse anzunehmen. Die zunehmenden wirt-
schaftlichen Kontakte Rumäniens mit dem We-
sten und die gleichzeitig — als Drohung ge-
genüber Moskau gedachte — Wiederaufnahme 
der diplomatischen Beziehungen mit Alba-
nien (Mitte April) und der Abdruck chinesi-
scher Erklärungen am 20. Juni zeigten deut-
lich an, daß nun auch die rumänische KP, die 



seit langem als treuer Satellit Moskaus galt, 
eigene Wege beschritt.
Die zweite noch bedeutendere Verschärfung 
der Situation ergab sich dadurch, daß die chine-
sischen Kommunisten während der Vorberei-
tungen des Moskauer Treffens keineswegs auf 
die öffentliche Polemik verzichteten, sondern 
im Gegenteil neue scharfe Anklagen gegen die 
KP Frankreichs26 ), die KP Italiens27 ), die KP 
der USA 28 ) und die KP I 29ndiens ) vorbrachten. 
Auch auf der afro-asiatischen Solidaritäts-
konferenz in Moshi, Tanganjika, (Februar 
1963) 30 ) und auf dem internationalen kommu-
nistischen Journalistentreffen in Djakarta 
(April 1963) kam es zu Zusammenstößen zwi-
schen den Delegationen der beiden Richtungen. 
Schließlich wurde (Anfang Juli) die nord-ko-
reanische Ausgabe der kommunistischen inter-
nationalen Zeitschrift „Probleme des Friedens 
und Sozialismus" eingestellt (die albanische 
war bereits im März 1962, die chinesische im 
Dezember 1962 eingestellt worden), und auf 
dem Weltfrauenkongreß in Moskau (24. bis 
29. Juni) gerieten sich die weiblichen Dele-
gierten der beiden Richtungen im buchstäb-
lichen Sinne des Wortes in die Haare. Das von 
dem Moskauer Flügel vorgelegte Frauenpro-
gramm wurde von den Delegationen Chinas, 
Nord-Koreas, Albaniens und Indonesiens ab-
gelehnt (die Delegationen Nord- und Süd-
Vietnams, Laos und Japans enthielten sich der 
Stimme), und die chinesische Delegationslei-
terin Yang Yüng-yü rief empört aus: „Sie wol-
len nicht nur selbst ke

32

ine Revolution mehr 
machen, sondern erlauben auch den anderen 
keine“ ).

26) Whence the Differences? — A Reply to Com-
rade Thorez and Other Comrades, Peking Review, 
Nr. 9, 1. März 1963.
27) More on the Differences between Comrade 
Togliatti and Us, Peking Review, Nr. 10—11, 
15. März 1963.
28) A Comment on the Statement of the CP of the 
USA, Peking Review, Nr. 10—11, 15. März 1963.
29) A Mirror for Revisionists, Peking Review, 
Nr. 10—11, 15. März 1963.
30) Prawda, 14. Juli 1963.
31) Neues Deutschland, Ost-Berlin, 12. September 
1963.
32) Rede in Peking am 18. Juni 1963. Kampf zwi-
schen zwei Linien auf dem Weltfrauenkongreß in
Moskau. Broschüre, Peking 1963, Deutsche Ausgabe,

33) Ein Vorschlag zur Generallinie der internatio-
nalen kommunistischen Bewegung, Peking Review, 
Nr. 25, 21. Juni 1963, deutsch: „Ostprobleme“, 
Nr. 16/17, 1963, S. 485—503.

34) Offener Brief des Zentralkomitees der KPdSU, 
Prawda, 14 Juni 1963, deutsch: „Ostprobleme", 
Nr. 16/17. 1963, S. 511—513.

35) Prawda, 12., 13.. 16. und 19 September 1963.
36) Neues Deutschland, Ost-Berlin, 5. und 12. Sep-
tember 1963.

All dies war bereits kein sehr positiver Hinter-
grund für das sowjetisch-chinesische Treffen 
am 5. Juli. Völlig aussichtslos aber wurde die 
Aussöhnung, als Mitte Juni die chinesische 
KP-Führung unter dem Vorwand einer Tages-
ordnung für die sowjetisch-chinesischen Ver-
handlungen ein ausführliches 25-Punkte-Pro-
gramm veröffentlichte, in dem systematisch
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, 
klar und scharf die politischen Vorstellungen 
der dogmatischen Richtung zusammengefaßt 
waren ).

Die Veröffentlichung des 25-Punkte-Pro-
gramms, das sofort von Pekinger Aktivisten 
in der Sowjetunion und einigen anderen kom-
munistischen Ländern illegal verbreitet wurde, 
führte nicht nur zu einer erneuten Verschär-
fung der staatlichen Beziehung

34

en, sondern 
machte auch eine scharfe Moskauer Antwort 
notwendig. In seinem „Offenen Brief“ vom 
14. Juli widerlegte das sowjetische Zentral-
komitee nicht nur die Pekinger Anschuldigun-
gen, sondern verkündete seinerseits auch ge-
nau so scharf, klar und detailliert die eigene 
Konzeption in allen einzelnen Punkten ).  Un-
ter diesen Bedingungen wurden die am 5. Juli 
begonnenen sowjetisch-chinesischen Verhand-
lungen am 20. Juli ergebnislos abgebrochen, 
wobei sich die Auseinandersetzung noch durch 
die unterschiedliche Haltung zum Atomteststop-
Abkommen verschärfte (das kommunistische 
China, Nord-Korea, Nord-Vietnam und Kuba 
hatten das Abkommen nicht unterzeichnet). 
Auf den anschließenden Veranstaltungen, dem 
Anti-Atom-Kongreß in Hiroshima (2. bis 7. Au-
gust 1963), der afro-asiatischen Solidaritäts-
konferenz in Nikosia (10. bis 12. September) 35)  
und den Tagungen führender Gremien des 
kommunistisch geleiteten Weltjugendbundes, 
der Studentföderation und der internationalen 
Organisation der Journalisten kam es zu offe-
nen Zusammenstößen der beiden Richtungen36 ).



Die Kontroverse um die Weltkonferenz

Die Auseinandersetzung hatte nun ihren bis-
herigen Höhepunkt erreicht. Das Pekinger Zen-
trum veröffentlichte am laufenden Band scharfe 
anti-sowjetische „Kommenta 37re“ ) und unter-
stützte die pro-Peking-Fraktions- und Oppo-
sitionsgruppen in den kommunistischen Par-
teien westlicher Länder, während die Mos-
kauer Führung keine Mittel scheute, um die 
KP Führungen anderer Länder zu bewegen, 
sich für die sowjetische Linie auszusprechen 
und die „Pekinger Spalter" zu verurteilen. Bis 
September 1963 hatten sich (wenn auch in un-
terschiedlicher Tonart) über 60 von den insge-
samt 90 KP-Führungen für die sowjetische 
Linie erklärt.
Damit schien der Sowjetführung der Zeitpunkt 
gekommen, um nun von sich aus eine kom-
munistische Weltkonferenz einzuberufen und 
auf dieser die „Spalter" der Pekinger Rich-
tung ein für alle Mal auszuschließen und damit 
die übrigen kommunistischen Parteien wieder 
unter festere Disziplin zu stellen. Davon zeugte 
zunächst die offensichtlich von Moskau inspi-
rierte Erklärung der KP Portugals, recht bald 
eine kommunistische Weltkonferenz einzube-
rufen und auf dieser Konferenz einen einheit-
lichen (ganz offensichtlich gegen den Pekinger 
Flügel gerichteten) Beschluß zu fassen, wonach 
jede Einmischung einer kommunistischen Par-
tei in die Angelegenheiten einer anderen un-
tersagt wird Keine Partei soll das Recht haben, 
mit den Mitgliedern der Partei eines anderen 
Landes ohne die Zustimmung der betreffen-
den Parteiführung politische Verbindungen 
aufzunehmen387). Eine anschließende, sicher 
ebenfalls von Moskau inspirierte Erklärung 
der KP Paraguays schlug vor, auf der — für 
November, spätestens Dezember 1963 vorge-
sehenen — kommunistischen Weltkonferenz 
die Deklaration der 81 kommunistischen Par-
teien vom Dezember 1960 in einem wichtigen 

37) „Ursprung und Differenzen zwischen der Füh-
rung der KPdSU und uns", „Zur Stalinfrage", „Ist 
Jugoslawien ein sozialistischer Staat?“, „Die Ver-
fechter des neuen Kolonialismus", „Zwei Linien in 
der Frage Krieg und Frieden“ sowie ein Kommentar 
über die Politik der friedlichen Koexistenz Sämt-
liche „Kommentare“ sind in deutscher Sprache in 
Peking herausgegeben worden.
38) Prawda, 24 September 1963.

Punkt zu verändern: Der Hauptschlag solle 
nicht mehr gegen den „Revisionismus" geführt 
werden, sondern vielmehr gegen die „dog-
matische Abweichung", die „zur Hauptgefahr 
der internationalen kommunitischen Bewe-
gung" geworden sei39 ). Auch die KP Frank-
reichs sprach sich dafür aus, auf der geplanten 
Weltkonferenz die eingetretenen Veränderun-
gen zu berücksichtigen und Beschlüsse zu fas-
sen, „die notwendig sind, um die Einheit der 
Weltbewegung zu stärken" 40 ). Mit dem Mitte 
Oktober veröffentlichten 34seitigen sowjeti-
schen Artikel „Für die
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 Generallinie der kom-
munistischen Weltbewegung — gegen Links-
opportunismus, Dogmatismus und Abenteurer-
tum" ),  der bisher ausführlichsten Darlegung 
der sowjetischen Linie, schien alles für den 
entscheidenden Schlag gegen die „Dogmati-
ker“ bereit zu sein.

39) Prawda. 30. September 1963.
40) L Humanste, Paris, 10. Oktober, Prawda, 19. Ok-
tober 1963.
41) Kommunist, Nr 15, Oktober 1963, in Druck ge-
geben am 18 Oktober 1963.
42) Borba, Belgrad, 21. Oktober 1963.
43) Frihelen, Oslo, 7. Oktober 1963. 



zwei Möglichkeiten zu wählen haben, die 
beide gleichermaßen für die kommunistische 
Bewegung negativ sind — entweder eine 
weitere Verschärfung der gegenwärtigen Dif-
ferenzen, die zu einem offenen Bruch führen 
können, oder 

44
ein völlig formaler und unbe-

friedigender Kompromiß." )  Auch die polni-
sche KP bemühte sich, Moskau zu bremsen 
und vor einem zu scharfen Vorgehen zurück-
zuhalten, weil sie, nicht zu Unrecht, befürch-
tete, ein vollständiger Bruch würde den Ein-
fluß Moskaus über die europäischen Länder 
und Parteien wieder beträchtlich verstärken 
und damit die eigene Autonomie begrenzen. 
Schließlich erklärte auch der rumänische Mini-
sterpräsident Ion Gheorge Maurer, statt der 
Weltkonferenz seien zunächst „die öffentliche 

Polemik einzustellen" und „die Verhandlun-
gen zwischen der KPdSU und der
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 KP Chinas 
wieder aufzunehmen“, um so mehr, als sich 
auch „andere Parteien ... im gleichen Sinne“ 
geäußert hätten ).

Unter diesem Widerstand mußte die Sowjet-
führung auf die geplante Anti-Peking-Welt-
konferenz verzichten und stellte sich seit An-
fang November 1963 wieder auf eine „wei-
chere“ Linie um. Bis zum Jahresbeginn 1964 
hatten sowohl die KPdSU als die mit ihr 
verbündeten Parteien die Polemik gegen Pe-
king stark eingeschränkt; erst die Zukunft 
wird zeigen, ob es sich hierbei um eine kurz-
fristige oder langfristige Wendung handeln 
sollte.

Die hier nur kurz erwähnten Hauptetappen 
und Brennpunkte in der Wandlung der kom-
munistischen Weltbewegung in den letzten 
Jahren lassen jedoch, wie mir scheint, bereits 
einige Schlußfolgerungen zu.
Zunächst fällt es auf, daß der Differenzierungs-
prozeß alle organisatorischen Gliederungen der 
kommunistischen Weltbewegung erfaßt hat; 
sowohl die kommunistischen Staaten als auch 
die kommunistischen Parteien in den entwik-
kelten westlichen Industrieländern und in den 
Entwicklungsländern, sowie schließlich — sogar 
in einem ganz besonders großen Maße — die 
unter kommunistischer Führung stehenden 
Massenorganisationen (Weltfriedensbewegung, 
Weltgewerkschaftsbund, Weltbund der demo-
kratischen Jugend, Internationale demokra-
tische Frauenföderation usw.).
Der Differenzierungsprozeß hat jedoch nicht 
dazu geführt, daß sich alle 90 kommunistischen 
Parteien der Welt und alle nationalen Sek-
tionen der Massenorganisationen klar und 
säuberlich in eine Pro-Peking- und eine Pro-
Moskau-Richtung einteilen lassen. Es haben 
sich vielmehr mehrere Gruppierungen und 
Strömungen herausgebildet, wobei sich viele 
(aber keineswegs alle) Parteien mehr oder 
weniger vage um die beiden wichtigsten Zen-
tren — Moskau und Peking — gruppieren.

44) 

Zukunftsperspektiven

Die Entscheidung einer kommunistischen Par-
tei oder Organisation „für Peking“ braucht 
keineswegs eine hundertprozentige Zustim-
mung zu den Volkskommunen oder der Pe-
kinger Stellung zu Stalin zu beinhalten, son-
dern bedeutet meist nicht viel mehr, als daß 
die Führung einer kommunistischen Partei des 
entsprechenden Landes aus eigenen Interessen 
heraus sich mit einigen grundsätzlichen Thesen 
Pekings verbunden fühlt Ebenso optieren viele 
kommunistische Parteien oder Organisationen 
„für Moskau“, weil die sowjetischen Konzep-
tionen ihren eigenen Bedingungen und ihren 
eigenen Interessen am ehesten entsprechen. 
Auch andere Faktoren, wie etwa frühere Ver-
bindungen der betreffenden Partei zu dem 
einen oder anderen Zentrum, verschiedene 
Former der organisatorischen oder finanziel-
len Abhängigkeit (darunter die Ausbildung der 
Funktionäre), ja selbst Zufälle können hierbei 
mitunter eine Rolle spielen. Vor allem dürfen 
nicht jene kommunistischen Parteien unter-
schätzt werden, die zwischen den beiden Kon-
zeptionen lavieren und manövrieren, sowie 
die „Neutralen“, von denen einige sich am 
liebsten aus allem heraushalten wollen, wäh-
rend andere bestrebt sind, durch immer neue 
Versöhnungsvorschläge die Meinungsverschie-
denheiten zu überbrücken Auf diese Weise

45) 
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haben sich nicht nur zwei Flügel in der kom-
munistischen Weltbewegung herausgebildet, 
sondern bereits ein Fülle von Zwischenstufen 
und Schattierungen.
Unter diesen Gesichtspunkten sollten auch die 
möglichen Zukunftsperspektiven beurteilt wer-
den. Die eine Möglichkeit wäre eine Wieder-
aussöhnung zwischen Moskau und Peking und 
damit auch der Versuch, zur früheren mono-
lithischen Einheit der kommunistischen Welt-
bewegung, vielleicht in etwas „moderneren“ 
Formen, zurückzukehren. Sicher gibt es in der 
kommunistischen Weltbewegung verschiedene 
Kräfte, die dies wünschen und danach streben, 
und es ist damit zu rechnen, daß auch in Zu-
kunft wiederholt Versuche in dieser Richtung 
unternommen werden. Der Konflikt im Welt-
kommunismus hat jedoch inzwischen einen 
solchen Grad erreicht, daß die Möglichkeit 
einer völligen Aussöhnung oder gar einer 
Rückkehr zur monolithischen Struktur recht 
gering erscheint. Selbst ein Führungswechsel 
in einem der beiden kommunistischen Zentren 
— Mao ist im November 1963 70 Jahre alt ge-
worden, und Chruschtschow erreichte im April 
1964 das gleiche Alter — würde wohl kaum 
ausreichen, um die frühere, vor 1953 bestehen-
de Einheit des Weltkommunismus wiederher-
zustellen. Zu viel ist in den letzten Jahren 
geschehen, zu tief sind die Widersprüche, als 
daß es möglich wäre, diese mit einem einzigen 
Führer-Treffen, einem Kommunique oder einer 
Entschuldigung aus der Welt zu schaffen.

scheidet, was bisher als „kommunistisch" be-
zeichnet worden ist. Zweifellos sind Ansätze 
für eine solche Entwicklung schon deutlich zu 
erkennen, obwohl dabei nicht außer acht gelas-
sen werden sollte, daß sich viele Parteien der 
kommunistischen Weltbewegung einer endgül-
tigen organisatorischen Spaltung mit allen 
Kräften widersetzen werden.

Die bisherige Entwicklung im Weltkommunis-
mus hat jedoch beide extreme Lösungen ver-
mieden. Auf der einen Seite sind bisher alle 
Versuche einer Aussöhnung und Rückkehr zur 
Einheit gescheitert, auf der anderen Seite ha-
ben beide Zentren zwar entsprechende Vorbe-
reitungen für eine offene, endgültige organisa-
torische Spaltung getroffen, aber bis jetzt da-
von abgesehen, den letzten entscheidenden 
Schritt in dieser Richtung zu tun. Es ist daher 
durchaus denkbar, daß auch in Zukunft sich 
der Differenzierungsprozeß zwischen diesen 
beiden radikalen Varianten noch eine gewisse 
Zeit fortsetzt. In einem solchen Fall ist es 
wahrscheinlich, daß sich die kommunistischen 
Länder (trotz vieler Gemeinsamkeiten) in 
ihrer praktischen Politik immer mehr vonein-
ander unterscheiden und daß sich schrittweise 
auch ein neues Verhältnis zwischen den füh-
renden kommunistischen Zentren und den 
übrigen in westlichen Industriestaaten und 
Entwicklungsländern tätigen kommunistischen 
Parteien und Organisationen herausbildet. 
Beide Zentren, Moskau wie Peking, sind heute 
schon vielfach nicht mehr in der Lage, durch 
eine einfache Anordnung eine sofortige hun-
dertprozentige Unterstützung der eigenen po-
litischen Linie zu erreichen. Je weiter der Dif-
ferenzierungsprozeß verläuft, um so mehr wer-
den die kommunistischen Parteien und Sek-
tionen der Massenorganisationen aus unter-
gebenen Befehlsempfängern zu umworbenen 
Verbündeten, die ein gewisses, im Verhältnis 
zur Stalin-Ära sogar relativ großes, Maß an 
Entscheidungsfreiheit erlangen.

Kommunistische Parteien und Organisationen 
werden sich damit mehr und mehr auf die 
inneren Probleme konzentrieren können und 
nicht mehr ihre Hauptaufgabe darin sehen, 
Propaganda für Moskau (oder Peking) machen 
zu müssen Eine längere Fortsetzung der Diffe-
renzierung würde zweifellos auch mit zuneh-
menden Debatten, Diskussionen und Ausein-



andersetzungen in der kommunistischen Welt-
bewegung verbunden sein Damit aber würden 
die Parteien und Organisationen mehr und 
mehr ihre dogmatische Einstimmigkeit und 
einschläfernde Eintönigkeit überwinden und 
zu lebendigeren und vitalen Organisationen 
werden, die vielleicht in einigen Ländern eine 
größete Anziehungskraft und einen steigenden 
politischen Einfluß erhalten können.

Die Veränderungen in der kommunistischen 
Weltbewegung sollten daher vielleicht nicht 
ausschließlich als Tendenz zu einer Spaltung, 
sondern auch als Differenzierung, nicht nur als 
Konflikt zwischen verschiedenen Zentren, son-
dern auch als Herausbildung neuer Beziehun-
gen, und nicht unbedingt als Schwächung, son-
dern auch als beginnende Wandlung gesehen 
werden.



Das Problem der Nachfolge Chruschtschows

Trn Juni 1959 sprach Averell Harriman mit 
Chruschtschow und Mikojan. Im Verlaufe des 
Gesprächs erwähnte Chruschtschow, daß St

1

alin 
keinen Nachfolger ernannt hätte und erklärte, 
er, Chruschtschow, werde diesen Fehler nicht 
wiederholen. Sich an Mikojan wendend, fügte 
er hinzu: »Anastas und ich sind übereingekom-
men, daß dieser Fehler nicht noch einmal ge-
macht wird.* )
Diese Bemerkungen Chruschtschows stellen 
keineswegs einen Einzelfall dar. In den letzten 
Jahren hat Chruschtschow wiederholt auf sein 
hohes Alter angespielt und das Nachfolge-
problem auch in öfe ntlichen Reden ange-
deutet. Im März 1961 meinte Chruschtschow, 
er sei .bereits Urgroßvater* 2). Im Oktober
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961, auf dem XXII. Parteitag, erklärte er, 
.keine Paragraphen des Statuts* würden allein 
ausreichen, um ein Wiedererstehen des Per-
sonenkults zu verhindern. Die gesamte Füh-
rung müsse sich daher «im klaren sein, daß 
man nicht eine Lage zulassen darf, bei der 
irgendeine noch so verdiente Autorität auf-
hören kann, die Meinung jener zu berück-
sichtigen, von denen sie berufen wurde* ). Im 
Januar 1962 erklärte Chruschtschow, er be-
finde sich .schon im Pensionsalter* ), eine 
Formulierung, die er wörtlich im Juli 1962 
wiederholte5). Im April 1963 wies Chru-
schtschow erneut darauf hin, er sei «schon 
69 Jahre alt*, und fügte hinzu: .Jeder begreift,

6

 
daß ich den Posten, den ich jetzt in der Partei 
und im Staat bekleide, nicht ewig einnehmen 
kann.* ) *

1) Averell Harriman, "Peace with Russia", London 
1960, Seite 105.
2) Rede in Akmolinsk (heute: Zelinograd) am
14. März 1961, vgl. N. S. Chruschtschows „Der 
Aufbau des Kommunismus in der UdSSR und die 
Entwicklung der Landwirtschaft", russisch, (im wei-
teren „Chruschtschows Landwirtschaftsreden“), Mos-
kau, 1963. Band 5, Seite 223.
3) Chruschtschows Schlußwort auf dem XXII. Partei-
tag am 30. Oktober 1961.
4) Rede in Minsk am 12. Januar 1962, Chru-
schtschows Landwirtschaftsreden, Band 6. Seite 305. 
5) Rede in Kalinowka am 20. Juli 1962.
6) Rede auf der Beratung der Industrie- und Bau-
funktionäre der RSFSR am 24. April 1963, Prawda, 
26. April 1963.

Alle diese und eine Reihe anderer Aussagen 
sowie eine Fülle von indirekten Hinweisen 
zeugen davon, daß das Nachfolgeproblem 
nicht nur im Westen diskutiert, sondern auch 
von der Sowjetführung selbst erkannt wird. 
Den gegenwärtigen Führern der UdSSR sind 
die Folgen der Auseinandersetzung nach dem 
Tode Lenins (1924—1929) und dem Tode Sta-
lins (1953—1958) wohl bekannt; es ist daher 
mit Sicherheit anzunehmen, daß die gegen-
wärtige Sowjetführung bestrebt ist, ähnliche 
Erschütterungen in der Zukunft zu vermeiden. 
Es bleibt jedoch die Frage, ob dies in der 
Praxis unter sowjetischen Bedingungen mög-
lich ist, da die Nachfolgekrisen im Sowjet-
system ofe nsichtlich durch tiefere Ursachen 
begründet sind.

Die folgenden Faktoren scheinen mir dabei die 
bedeutendsten zu sein:

1. Trotz mancher gemeinsamer Interessen der 
politischen Machtelite der UdSSR und der offi-
ziell verkündeten „moralisch-politischen Ein-
heit* gibt es in den führenden Kreisen der 
sowjetischen Gesellschaft ernsthafte politische 
Meinungsverschiedenheiten und Differenzen, 
die beim Vorhandensein einer intakten Füh-
rung meist nur indirekt zum Ausdruck kom-
men, jedoch beim Fehlen eines Spitzenführers 
leicht zu offenen Konflikten führen können.

2. Diese politischen Widersprüche sind eng, 
ja oft untrennbar mit funktionellen Kontro-
versen zwischen den verschiedenen Apparaten 
verknüpft, sowohl zwischen verschiedenen 
Gruppierungen innerhalb des Parteiapparates 
als auch zwischen dem Parteiapparat und den 
anderen Machtsäulen des Systems.

3. Die politischen und funktionellen Wider-
sprüche werden durch persönliche Macht-
kämpfe zwischen einzelnen Sowjetführern ver-
schärft, die sich dabei auf unterschiedliche 
Kräfte stützen und unterschiedliche politische 
Konzeptionen vertreten.

4. Die genannten Kontroversen erlangen be-
sondere Bedeutung, da in der UdSSR unklare 
Führungsverhältnisse bestehen. Es ist weder 



eindeutig festgelegt, wie sich die verschiede-
nen Organe der Führung (Zentralkomitee, 
Parteipräsidium, Präsidium des Ministerrats 
und ZK-Sekretariat) zueinander verhalten, 
noch welche Funktionen die erwähnten Organe 
ausüben. Es gibt weder eine Regelung für die 
personellen Umbesetzungen in der Führung

Die politischen Kontroversen

Im Mittelpunkt der politischen Auseinander-
setzungen der letzten Jahre standen (und 
stehen) vor allem zwei entscheidende Pro-
bleme, die oft miteinander eng verknüpft sind. 
Das eine ist das Problem der Entstalinisierung 
im weiteren Sinne des Wortes, d. h. die Frage, 
in welchem Tempo, mit welchen Methoden und 
in welchem Ausmaß sich das sowjetische Sy-
stem von den stalinschen Formen und Metho-
den lösen und den neuen veränderten Bedin-
gungen der entstehenden sowjetischen In-
dustriegesellschaft anpassen soll7). Das zweite, 
oft damit eng verbundene Problem war und 
ist, in welchem Tempo und mit welchen Me-
thoden die weitere Steigerung der wirtschaft-
lichen, politischen und militärischen Macht der 
Sowjetunion erreicht werden kann, schließlich 
auch, welche Maßnahmen notwendig sind, um 
den .Übergang zum Kommunismus“ oder, wie 
es seit dem XXI. Parteitag heißt, .den um-
fassenden Aufbau der kommunistischen Ge-
sellschaft' zu vollziehen.

7) Typisch dafür ist etwa die Bemerkung Chru-
schtschows, daß es über die Stalin-Frage vor und 
während des XX Parteitages „damals bei uns in der 
Führung einen sehr heftigen Kampf* gab (Rede 
Chruschtschows auf der Plenarsitzung des Zentral-
komitees der KPdSU am 21. Juni 1963).

In diesen Auseinandersetzungen nehmen, was 
unter den Bedingungen des Sowjetsystems 
verständlich ist, Fragen der Wirtschaftspolitik 
einen dominierenden Raum ein. Die harten 
Auseinandersetzungen über die Verteilung der 
Investitionen, über die Frage, welche Wirt-

noch für den Machtübergang von einem Spit-
zenführer zu seinem Nachfolger.
Es sind diese vier Faktoren, die in ihrem Zu-
sammenspiel meiner Auffassung nach in erster 
Linie das Nachfolgeproblem in der Sowjet-
union bestimmen und die hier kurz betrachtet 
werden sollen.

kam es zu Kontroversen über Chruschtschows 
Neuland-Kampagne, über das Verhältnis von 
Sowchosen zu Kolchosen, über die anzuwen-
denden Anbaumethoden, über die Struktur des 
Landwirtschaftsapparats und über Ausmaß 
und Grenzen des Privateigentums der Kolchos-
bauern. Auf dem Gebiet des Staatsaufbaus 
und der Gesetzgebung haben Auseinander-
setzungen stattgefunden über die Funktionen 
des Staatssicherheitsdienstes, über das Ver-
hältnis zwischen staatlichen und gesellschaft-
lichen Organen, über Ausmaß und Grenzen 
der Rehabilitierungen von Opfern Stalins, 
über die Veränderungen der Gesetzgebung 
der Stalin-Ära und über die Ausarbeitung der 
neuen Verfassung.
Die nachstalinsche Entwicklung hat darüber 
hinaus gezeigt, daß auch in anderen Bereichen 
keineswegs immer eine Übereinstimmung in 
der Führung herrschte. In der Nationalitäten-



offiziellen Parteiideologie und den neueren 
Wissenszweigen (Soziologie, Sozialpsycho-
logie, Kybernetik etc.) sowie schließlich auch 
über die These des Parteiprogramms von der 
Verwandlung der „Diktatur des Proletariats" 
in einen „Staat des gesamten Volkes".

Neben diesen Auseinandersetzungen hat es 
auch offensichtlich Meinungsverschiedenheiten 
in der Sowjetführung über bestimmte Pro-
bleme der sowjetischen Außenpolitik und, vor 
allem in Verbindung mit dem Konflikt Mos-
kau—Peking, über verschiedene Aspekte der 

8) Dei Ausschluß Muchitdinows, der in der Spitzen-
führung für die 
wicklungsländern 

Die hier angedeuteten politischen Meinungs-
verschiedenheiten sind sowohl durch öffent-
liche Polemiken Chruschtschows gegen 
„manche Genossen" oder „einige Genossen“ 
zum Ausdruck gekommen ’) — ein Ausdruck, 
der fast immer dann verwandt wird, wenn es 
sich um ernstere Kräfte in den führenden Krei-
sen handelt — als auch durch den häufigen 
Wechsel der „Linie" und den Zickzack-Kurs, 
der zwar nicht immer, wohl aber häufig ein 
Ergebnis von Kontroversen in der Führung ist.

Zu verschiedenen Zeiten standen dabei ver-
schiedene Streitfragen im Mittelpunkt. So-
lange jedoch ein Spitzenführer die absolut 
dominierende Rolle spielt, werden die poli-
tischen Kontroversen meist durch seine Ent-
scheidung gelöst, wobei, falls seine Position 
vorübergehend geschwächt ist, er bestimmten 
Gruppierungen nachgibt. Bei einem politischen 
Interregnum in der Führung aber muß man 
damit rechnen, daß diese Meinungsverschie-
denheiten weit offener zum Ausdruck kom-
men, daß sie mehr und mehr in der Öffent-
lichkeit ausgetragen und daß damit auch wei-
tere Kreise der Bevölkerung in diese Aus-
einandersetzung hineingezogen werden.

Die Festlegung einer politischen Linie in der 
einen oder anderen Frage ist häufig von den 
funktionellen Interessen dieses oder jenes 
Apparats kaum zu trennen. Die nachstalinsche 
Entwicklung hat eine Fülle von Beispielen da-
für gegeben, wie sehr die Auseinandersetzun-
gen über die Entstalinisierung mit der Frage 
verknüpft war, unter wessen Führung diese 
Umgestaltung erfolgen sollte, in welchem Aus-
maß bestimmte Apparate an der Lösung be-
stimmter Fragen und der Verwirklichung be-
stimmter Ziele mitwirken oder gar die ent-
scheidende Verantwortung tragen sollten.

Die funktionellen Kontroversen, die sich in 
den Jahren 1953—1957 zwischen den einzelnen 
Machtsäulen und Apparaten abspielten, sind 
zu bekannt, als daß sie hier wiederholt zu

Die funktionellen Kontroversen

werden brauchen. Nach der Zurückdrängung 
des Staatssicherheitsdienstes und dem schritt-
weisen Vordrängen des Parteiapparates gegen-
über der Staatsverwaltung sowie der Festi-
gung der Vorherrschaft der Partei über die 
Armee übernahm die Partei seit 1957/58 
immer direkter wirtschaftliche Funktionen. Es 
ist dabei interessant festzustellen, daß die zu-
nehmenden wirtschaftlichen Funktionen des 
Parteiapparats selbst in den Reihen der Partei-
funktionäre keineswegs immer gern gesehen 
wurden. Chruschtschow mußte sich mehrmals 
über Parteifunktionäre beschweren, weil sich 
diese lieber auf ihre politisch-organisatorische

9) So polemisierte Chruschtschow auf dem XXII Par-
teitag unter anderem gegen „gewisse Genossen", 
die die Diktatur des Proletariats bis zum vollen 
Sieg des Kommunismus aufrechterhalten wollen, 
gegen „manche Genossen“, die den Kolchosmarkt 
liquidieren wollen gegen „gewisse Genossen“ die 
höhere Planziele vorgeschlagen hatten, sowie ge-
gen manche „Personen" die die nationalen Be-
sonderheiten der nicht-russischen Völker zu stark 
unterstreichen (Prawda, 19 Oktober 1961).



Tätigkeit beschränken und nicht mit wirtschaft-
lichen Detailfra

10
gen überlastet werden woll-

ten ).
Je mehr der Parteiapparat die anderen Macht-
säulen verdrängte und seine Vorherrschaft 
über alle Lebensbereiche ausdehnte, um so 
mehr zeigte sich die Tendenz, daß die Aus-
einandersetzung, die sich früher zwischen den 
verschiedenen Machtsäulen (Parteiapparat, 
Staatsverwaltung, Wirtschaftsbürokratie, Ar-
mee. Staatssicherheitsdienst) abspielten, nun 
mehr und mehr innerhalb des Parteiappara

11

tes 
selbst ausgetragen wurden. Die kommunisti-
sche Partei, die heute 9 368 000 Mitglieder und 
830 000 Kandidaten zählt ),  und ihr Apparat 
von etwa 250 000 bezahlten Funktionären hat 
gegenwärtig drei recht widerspruchsvolle Funk-
tionen inne. Sie ist sowohl Verkünderin der 
Ideologie als auch der wichtigste politische 
Machtapparat und schließlich in zunehmendem 
Maße das entscheidende Instrument zur Lö-
sung praktischer wirtschaftlicher Fragen. Unter 
den Bedingungen der komplizierter werden-
den sowjetischen Industriegesellschaft wird es 
dabei immer schwieriger, die sich oft wider-
sprechenden Interessen bestimmter Gruppie-
rungen innerhalb des Parteiapparats auf einen 
Nenner zu bringen. Davon zeugen die Kontro-
versen zwischen Funktionären des ideolo-

gischen, organisatorischen und wirtschaftlichen 
Apparats, der Industrie und der Landwirt-
schaft, der örtlichen und der zentralen Funk-
tionäre und schließlich auch die geographisch-
politischen Kontroversen (wie etwa zwischen 
der ukrainischen und der Leningrader Partei-
organisation).

Die funktionellen Kontroversen drücken sich 
ebenso wie die politischen Auseinandersetzun-
gen beim Vorhandensein einer intakten Spit-
zenführung nur indirekt aus: durch Polemiken 
und durch ein .Tauziehen", um den Spitzen-
führer in der einen oder anderen Richtung zu 
beeinflussen und zu einem gewünschten Be-
schluß zu veranlassen. Eine unklare und 
widerspruchsvolle Situation in der Spitzenfüh-
rung dagegen (etwa bei einer Nachfolgekrise) 
würde diese Widersprüche schlagartig ans 
Tageslicht bringen. Dabei wird man nicht nur 
Auseinandersetzungen zwischen den verschie-
denen Flügeln des Parteiapparats erwarten 
dürfen. Wahrscheinlich werden auch die 
übrigen Machtsäulen, die in den letzten Jah-
ren weitgehend dem Parteiapparat unter-
geordnet wurden, wieder versuchen, sich zu 
verselbständigen und einen zunehmenden Ein-
fluß auf die politische Entwicklung des Landes 
zu nehmen.

Die personellen Widersprüche in der Führung

Nach offizieller sowjetischer Ansicht gibt es 
in der Sowjetführung weder personelle Riva-
litäten noch personelle Machtkämpfe. Typisch 
für die Beschreibung der Beziehungen inner-
halb der sowjetischen Spitzenführung ist etwa 
die folgende Erklärung Chruschtschows: „Der

10) Chruschtschow berichtete, daß er als er einen 
Gebietssekretär über die Situation in der Landwirt-
schaft seines Gebietes fragte, die Antwort erhielt: 
.Ich bin kein Kolchosnik, sondern der Gebietssekre-
tär der Partei ' Im Apparat des Zentralkomitees 
hätten sich damals manche beschwert, .Chru-
schtschow will, daß wir, die Parteiarbeiter, unbe-
dingt Agronomie und Viehwirtschaft studieren" 
(Rede in Leningrad am 12 April 1955) Der Wider-
spruch zwischen Wirtschaft und Parteiarbeit wurde 
von Chruschtschow auch in seinem Rechenschafts-
bericht auf dem XX. Parteitag am 14 Februar 1956 
erwähnt sowie in seiner Rede in Zelinograd am 
22. November 1961: .Bei uns gibt es noch Funktio-
näre. die etwa folgendes erklären: Getreide? Ent

führende Kern der Partei ist keine durch per-
sönliche Beziehungen oder gegenseitige Vor-
teile verbundene Grupp

12

e von Menschen, son-
dern ein tätiges Kollektiv von leitenden Ge-
nossen, deren Beziehungen sich auf prinzi-
pieller ideologischer Grundlage aufbauen, die 
weder gegenseitige Nachsicht noch persönliche 
Feindschaft zuläßt." )
Die Wirklichkeit zeigt allerdings ein recht an-
deres Bild — nämlich, daß auch die Sowjet-
führung keineswegs von persönlichen Macht-

schuldigen Sie, was hat das mit Ideologie und Po-
litik zu tun?"
11) Diese Ziffern gibt Chruschtschow in seinem Be-
richt („Sapiska") an das Parteipräsidium Vom
10 September 1962, Chruschtschows Landwirtschafts-
reden. Band 7. Seite 165
12) Chruschtschow in seinem Bericht an dem 
XX. Parteitag am 14 Februar 1956 



kämpfen frei ist. Die personellen Auseinander-
setzungen in der sowjetischen Spitzenführung 
sind gekennzeichnet a) durch die eigentüm-
liche Doppelfunktion eines Mitglieds der Spit-
zenführung, b) die heterogene Zusammenset-
zung des Parteipräsidiums und c) durch die 
Existenz persönlicher Rivalitäten.
Tatsächlich üben die Mitglieder des Partei-
präsidiums — und dies trifft vor allem für die 
nachstalinsche Periode zu — eine gewisse 
Doppelfunktion aus. Auf der einen Seite sind 
sie innerhalb des Parteipräsidiums für be-
stimmte Sachgebiete verantwortlich und damit 
in gewisser Hinsicht die Interessenvertreter 
bestimmter Apparate. Anderseits aber sind 
sie als Mitglieder des höchsten Führungs-
gremium für die gesamte Situation des Landes 
verantwortlich und müssen die Gesamtinter-
essen der Führung gegenüber Einzelinteressen 
bestimmter Apparate und Gruppierungen ver-
treten. In Zeiten, da die Führung intakt ist, 

wird häufig das Gesamtinteresse überwiegen, 
in Perioden aber, da es Mißverständnisse in 
der Führung gibt, sehen sich einzelne Mit-
glieder des Parteipräsidiums in erster Linie 
als Vertreter einzelner Apparate oder Grup-
pierungen, wobei die frühere Parteikarriere 
des Betreffenden und persönliche Sympathien 
oder Antipathien eine wichtige Rolle spielen 
können.
Hinzu kommt, daß die sowjetische Spitzen-
führung — wobei hier in erster Linie die Mit-
glieder des Parteipräsidiums betrachtet wer-
den — keineswegs so homogen ist, wie es die 
offizielle sowjetische Meinung hinstellt. Ge-
wiß gibt es bei den gegenwärtigen Mitgliedern 
des Parteipräsidiums manche Gemeinsamkei-
ten, gleichzeitig aber auch recht interessante 
Unterschiede im Alter, in der Ausbildung, in 
der Parteikarriere, im politischen Profil und 
auch in der Rolle, die dieser oder jener Spit-
zenführer in der Stalin-Ära gespielt hat.



Schon diese kurze Darstellung läßt einige 
interessante Rückschlüsse zu. Zunächst fallen 
die großen Altersunterschiede auf. Sie schwan-
ken zwischen Poljanskij (47 Jahre) bis zu Kuu-
sinen (82 Jahre). Zur Gruppe der Älteren 
dürfte neben Kuusinen auch noch Schwernik 
(76), Chruschtschow (70) und Mikojan (69) 
gezählt werden. Podgorny, Kosygin und Su-
slow stehen am Beginn ihrer 60er Jahre. 
Breshnjew, Kirilenko, Koslow und Woronow 
sind zwischen 54 und 58. Das Durchschnitts-
alter der gegenwärtigen Mitglieder des Partei-
präsidiums ist mit 62 Jahren überraschend 
hoch.
Was den Bildungsstand anbelangt, so ist deut-
lich ein Unterschied zwischen den jüngeren 
und den älteren Präsidiumsmitgliedern zu er-
kennen. Während die älteren — von dem 
Sonderfall Kuusinen abgesehen — meist über 
keine Hochschulbildung verfügen, haben alle 
neuen Führer, die in den letzten Jahren in das 
Parteipräsidium aufrückten, eine Hochschule 
absolviert (meist in den dreißiger Jahren), wo-
bei die technische Ausbildung eindeutig über-
wiegt. Nur zwei der gegenwärtigen Spitzen-
führer erhielten zusätzlich noch eine spezi-
elle ideologische Ausbildung — Poljanskij an 
der Partei-Hochschule und Woronow am In-
stitut für Marxismus-Leninismus in Nowo-
sibirsk.
Interessant erscheinen auch gewisse Unter-
schiede in der Parteikarriere. Nur drei der 
gegenwärtigen Führer (Schwernik, Kuusinen 
und Mikojan) gehörten der bolschewistischen 
Partei bereits vor der Oktoberrevolution von 
1917 an, zwei weitere (Chruschtschow und 
Suslow) wurden Parteimitglieder während der 
Lenin-Ära, während alle übrigen sieben Mit-
glieder des Parteipräsidiums zwischen 1926 und 
1931 in die Partei eintraten, das heißt zu einer 
Zeit, als diese von Stalin geführt und geprägt 
wurde. Ein etwas anderes Bild ergibt sich da-
gegen, wenn wir das Datum der Aulnahme 
in das Zentralkomitee betrachten, das heißt 
jenen Zeitpunkt, da der Betreffende in die 
Parteielite aufsteigt. Nur zwei der heutigen 
Führer (Mikojan und Schwernik) gehörten 
dem ZK bereits seit den zwanziger Jahren an, 
als die Mitkämpfer Lenins noch eine Rolle 
spielten; vier der heutigen Führer (Chru-
schtschow, Kosigyn, Suslow und Kuusinen) 
rückten während der Stalin-Ära in das ZK auf.

Sechs der gegenwärtigen Präsidiumsmitglieder 
sind dagegen erst unmittelbar vor Stalins Tod 
oder sogar erst 1956 in das Zentralkomitee 
aufgestiegen; der entscheidende Teil ihrer 
Parteikarriere liegt damit in der nachstalin-
sehen Zeit.

Von besonderer Bedeutung — auch für die 
eventuellen zukünftigen Auseinandersetzun-
gen um die Nachfolge — ist die Frage, wie sich 
die gegenwärtigen Mitglieder des Parteipräsi-
diums während der Stalin-Ära, vor allem wäh-
rend der großen Säuberung von 1936—1938, 
verhalten haben.

Von den gegenwärtigen Spitzenführern waren 
vier — Chruschtschow, Schwernik, Kuusinen 
und Suslow — an der großen Säuberung von 
1936 bis 1938 in der einen oder anderen Form 
aktiv beteiligt; Chruschtschow als Parteisekre-
tär von Moskau (bis Januar 1938) und anschlie-
ßend als Parteisekretär in der Ukraine, 
Schwernik als Mitglied des Orgbüros, Kuusi-
nen in der Kominternführung und Suslow als 
Parteisekretär von Rostow. Eine gewisse Son-
derposition nimmt dagegen Mikojan ein, der 
zwar seit 1935 Vollmitglied des Politbüros 
war, die entscheidenden Jahre von 1936—1938 
jedoch als Volkskommissar für Nahrungs-
mittelindustrie verbrachte (und überlebte) und 
sich in der damaligen Wachsamkeitskampagne 
als einziges Mitglied des Politbüros sehr zu-
rückhielt. Frol Koslow war zwar als Ingenieur 
in Ischewsk an der großen Säuberung von 
1936—1938 nicht beteiligt, hat jedoch die 
letzte Säuberungskampagne Stalins Ende 1952 
und Anfang 1953 aktiv unterstützt15).

15) Siehe vor allem Koslows Wachsamkeitsartike
in der Zeitschrift „Kommunist" Anfang 1953, mit 
scharfen Angriffen gegen die Leningrader Intel 

Die übrigen sechs gegenwärtigen Präsidiums-
mitglieder dürften jedoch in der Frage des 
Stalinterrors ein relativ reines Gewissen ha-
ben. In den Schreckensjahren von 1936—1938 
war Breshnjew Ingenieur in einem Hüttenwerk 
in Dsershinsk, Kosigyn Direktor der Spinnerei 
„Roter Oktober" in Leningrad, Podgorny Chef-
ingenieur einer ukrainischen Zuckerfabrik, 
Kirilenko projektierte in einem Betrieg Flug-
zeugmotore, Woronow hatte einen kleinen 
unbedeutenden Parteiposten in einem Stadt-
teil von Tomsk und Poljanskij war Student an 



einer landwirtschaftlichen Hochschule in Char-
kow.
Die Spitzenführung ist damit keineswegs so 
homogen, wie dies offiziell in der Sowjet-
union verkündet wird. Unterschiedliche Stel-
lungnahmen der Spitzenführer sind unter die-
sen Umständen leicht denkbar. Hinzu kommt, 
daß Chruschtschow selbst bereits mehrmals 
dafür Beispiele gab, wie eng politische Mei-
nungsverschiedenheiten mit persönlichen Riva-
litäten zwischen den Sowjetführern verknüpft 
sind. So ist, laut Chruschtschow, der „Rat für 
Kolchosangelegenheiten" gegen Ende der 
Stalin-Ära nicht etwa aus politischen Gründen 
aufgelöst worden, sondern wegen persönlicher 
Rivalitäten zwischen Malenkow und dem da
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maligen Politbüromitglied Andrejew ). Als es 
im Frühjahr 1955 in der Spitzenführung zu 
Auseinandersetzungen zwischen Chruschtschow 
und Molotow kam — über die beabsichtigte 
Entsendung einer Parteidelegation nach Jugo-
slawien —, rief Chruschtschow aus: „Wja-
tscheslaw Michailowitsch, die ganze Schuld 
liegt bei deiner Frau. Es wäre viel besser für 
dich, wenn du nicht auf sie hörtest. Sie treibt 
dich an und stachelt deinen Ehrgeiz auf. Sie 

ist dein böser Geist.“ Obwohl Chruschtschow 
in seinem Schlußwort versicherte, zwischen 
ihm und Molotow gäbe es 
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keine persönliche 
Unzuträglichkeiten, es gehe ausschließlich um 
die Partei und menschlich habe er gar nichts 
gegen Molotow, wird man dies nach seiner 
vorherigen Äußerung doch wohl in Zweifel 
ziehen ).
Schließlich hat Chruschtschow die Existenz 
persönlicher Feindschaften zwischen Sowjet-
führern — wenn auch für die Zeit vor 1957 — 
unmißverständlich bestätigt, als er erklärte: 
„Manche Genossen kennen die persönliche 
Feindschaft zwischen Woroschilow und Molo-
tow, zwischen Woroschilow und Kagano-
witsch, zwischen M

18
alenkow und Woroschi-

low.“ )
Bei den bisherigen Beispielen handelt es sich 
nur um solche, die in die Öffentlichkeit ge-
drungen sind. Da sich die Sowjetführer aus 
begreiflichen Gründen nur sehr ungern über 
die interne Situation in der Führung ausspre-
chen, wird man annehmen dürfen, daß persön-
liche Rivalitäten in der Führung auch in vielen 
anderen Fragen zum Ausdruck gekommen 
sind.

Die politischen, funktionellen und personellen 
Kontroversen sind für das Nachfolgeproblem 
um so wichtiger und bedeutender, als viele 
entscheidende Führungsprobleme in der 
UdSSR keineswegs institutionell geregelt und 
geklärt sind. Zwischen der realen Machtsitua-
tion und den entsprechenden Dokumenten 
über die Sowjetführung — die Verfassung der 
UdSSR und Parteistatut — besteht ein be-
trächtlicher, ja in manchen Fällen geradezu 
grotesker Widerspruch.
In Wirklichkeit wird man mit einiger Sicherheit 
annehmen können, daß das Parteipräsidium, 
das gegenwärtig (Frühjahr 1964) aus zwölf 
Mitgliedern besteht, das höchste Führungs-
organ der UdSSR ist. Es ist das einzige Gre-
mium, das über alle Lebensbereiche — Innen-
politik, Außenpolitik, Wirtschaftspolitik, Mi-

16) Chruschtschow in seinem Bericht („Sapiska") an 
das Parteipräsidium vom 31. März 1961, Chru-
schtschows Landwirtschaftsreden, Band 5, Seite 349.

Die unklare Führungssituation

litärfragen, Kulturpolitik und Ideologie — die 
entsprechenden Beschlüsse fassen kann, ohne 
dabei in der Regel irgend jemandem verant-
wortlich oder rechenschaftspflichtig zu sein. 
Das Parteipräsidium übt seine Tätigkeit in 
engster Zusammenarbeit mit zwei anderen 
Gremien aus — dem ZK-Sekretariat und dem 
Präsidium des Ministerrats.
Das ZK-Sekretariat ist dabei das Spitzen-
gremium des „reinen“ Parteiapparats, das 
heißt jenes Organ, das die Wünsche und 
Forderungen des Parteiapparats an das Präsi-
dium heranträgt, Beschlüsse des Parteipräsi-
diums (vor allem, soweit sie Parteifragen be-
treffen) vorbereitet sowie den Parteiapparat 
zur Verwirklichung der Beschlüsse des Partei-
präsidiums mobilisiert. Das Verhältnis zwi-

17) Bericht Severyn Bialers in: „Hinter dem eisernen 
Vorhang“, München 1956, Nr. 10.
18) Chruschtschows Schlußwort auf dem XXII. Par-
teitag am 30. Oktober 1961. 



schen Parteipräsidium und ZK-Sekretariat hat 
sich wiederholt verändert. Vor allem in den 
Nachfolgekrisen — sowohl nach Lenins Tod 
als auch nach Stalins Tod — hat das ZK-Sekre-
tariat eine besonders große Rolle gespielt 
und in beiden Fällen dem Nachfolger als 
Sprungbrett und Instrument für seinen Macht-
aufstieg gedient, um anschließend wieder in 
seiner Bedeutung etwas reduziert zu werden. 
Die gegenwärtige Verbindung zwischen dem 
aus zwölf Mitgliedern bestehenden Partei-
präsidium und den 14 Mitgliedern des ZK-
Sekretariats wird personell auch dadurch ver-
deutlicht, daß sechs Führer (Chruschtschow, 
Breshnjew, Suslow, Podgorny, Koslow und 
Kuusinen) gleichzeitig beiden Gremien ange-
hören.
Ähnlich wie das ZK-Sekretariat auf Partei-

19) Vgl. Merle Fainsod, "How Russia is ruled", rev. 
ed., Harvard 1963, Seite 337—342. 

ein Organ, das mithilft, die Beschlüsse des 
Parteipräsidiums zu verwirklichen, gleich-
zeitig aber die Möglichkeit besitzt, bestimmte 
Veränderungen in diesen Beschlüssen durchzu-
setzen — vor allem was das Tempo und die 
Methoden der Durchführung anbetrifft.
Dieses wirklich bestehende Verhältnis zwi-
schen den vier Führungsgremien der UdSSR 
ist jedoch nirgends offiziell formuliert. 
Die beiden entscheidenden Dokumente über 
die Führungsgremien — die Verfassung der 
UdSSR und das Parteistatut — halten viel-
mehr an einer fiktiven Trennung der höchsten 
Gremien der Partei und des Staates fest; beide 
Dokumente widersprechen einander und ver-
mitteln darüber hinaus ein Bild, das von der 
Realität recht weit entfernt ist. Die sowjetische 
Verfassung stellt den Obersten Sowjet der 
UdSSR und das Präsidium des Obersten Sowjets 
in den Mittelpunkt, während die entscheidenden 
Führungsgremien der Partei. — das Partei-
präsidium, ZK-Sekretariat und das Zentral-
komitee — überhaupt nicht erwähnt werden. 
Umgekehrt nimmt das Parteistatut von den 
in der Verfassung genannten höchsten Orga-
nen der UdSSR keinerlei Notiz, sondern be-
schränkt sich auf eine Darstellung der Partei-
gremien, wobei das Zentralkomitee — im 
Widerspruch zur Realität — als das führende 
Organ herausgestellt wird, während das Partei-
präsidium und das ZK-Sekretariat höchst un-
vollständig in wenigen Worten beschrieben 
werden.
Die Arbeitsweise des Parteipräsidiums ist 
nirgends fixiert 19 ). Chruschtschow hat darüber 
lediglich einmal einem ausländischen Korre-
spondenten erklärt: „Das Präsidium des ZK 
der KPdSU tritt regelmäßig, mindestens ein-
mal in

20

 der Woche, zusammen ... Im Verlaufe 
der Diskussion gelangen die Mitglieder des 
Präsidiums in der Regel zu einem einheit-
lichen Standpunkt. Wenn es nicht gelingt, in 
irgendeiner Frage zu einem einheitlichen 
Standpunkt zu gelangen, wird über diese 
Frage durch einfache Stimmenmehrheit ent-
schieden. Es gibt natürlich Fragen, über die 
sehr hitzige Debatten entbrennen. “ ) Diese ein-
zige Schilderung stammt jedoch nus der Zeit vor

20) Chruschtschow in seinem Interview mit Turner 
Catledge, Chefredakteur der New York Times, 
10 Mai 1957, Prawda, 14. Mai 1957. 



dem Ausschluß der „parteifeindlichen Gruppe" 
Ende Juni 1957, und es ist daher nicht sicher, 
ob und inwieweit die Bemerkungen Chru-
schtschows über die „hitzigen Debatten" und 
die Mehrheitsabstimmung auch für die letz-
ten Jahre gültig sind. Aus indirekten Hin-
weisen geht zusätzlich hervor, daß eine ge-
wisse Funktionsaufteilung zwischen den Prä-
sidiumsmitgliedern besteht und jedes Mitglied 
für ein bestimmtes Sachgebiet verantwort-
lich ist. Offensichtlich werden manchmal wich-
tige Fragen nicht vom gesamten Parteipräsi-
dium, sondern jeweils nur von den dafür zu-
ständigen Präsidiumsmitgliedern behandelt.
Was die Einsetzung von Spitzenführern anbe-
langt, so läßt sich aus indirekten Hinweisen 
entnehmen, daß die Vorschläge des Ersten 
Parteisekretärs in den letzten Jahren dabei 
eine wichtige Rolle gespielt haben. Während 
seiner häufigen Reisen durch die Sowjetunion 
verschaffte sich Chruschtschow ein Bild über 
die Gebietssekretäre der Partei und erwähnte 
diese dann in einem Bericht („Sapiska") an 
das Parteipräsidium. Eine günstige Erwähnung 
in einer solchen „Sapiska" hat bereits mehrmals 
dazu geführt, daß der Betreffende schon bald 
danach als Kandidat oder Vollmitglied in das 
Parteipräsidium aufrückte21 ). Einmal, so be-
richtete Chruschtschow, wäre es übri

22

gens fast 
geschehen, daß die Spitzenführung einen 
Parteilosen in das Zentralkomitee entsandt 
hätte ).

21) So lernte Chruschtschow auf seiner Rückreise 
von China im Oktober 1954 den damaligen Ge-
bietssekretär von Tschita, Woronow, kennen und 
fuhr mit ihm gemeinsam durch das Land. Chru-
schtschow lobte Woronow in seinem Brief („Sa-
piska") an das Parteipräsidium vom 29. November 
1954 (Landwirtschaftsreden, Band 1, Seite 406), 
schlug ihn anschließend für einen höheren Posten 
im Ministerium für Landwirtschaft vor (Rede vor 
dem ZK der KP der Ukraine, 18. Februar 1955), 
lobte Woronow später erneut wegen seiner großen 
Kenntnisse der Landwirtschaft und sprach seine 
.Hochachtung“ ihm gegenüber aus (Rede auf der 
Plenarsitzung vom 17. Januar 1961). Unmittelbar 
darauf wurde Woronow Kandidat des Parteiprä-
sidiums und im Oktober 1961 Vollmitglied des 
Parteipräsidiums. Ähnliche Beispiele lassen sich 
auch für Muchitdinow, Aristow, Poljanskij und 
Schelepin anfügen.
22) Kurz vor dem XXII. Parteitag sei, laut Chru-
schtschow, in der Spitzenführung darüber verhan-
delt worden, einen Vertreter der Intelligenz in 
das Zentralkomitee aufzunehmen. „Darauf hin

wurde mir ein Genosse genannt, der vom Volk 
verehrt wird. Ich antwortete: Ja, das ist ein ehren-
hafter Mensch, es wäre gut, ihn in das Zentral-
komitee der Partei wählen zu lassen, aber wißt Ihr 
auch, daß er parteilos ist?“ „Was? fragten die 
Genossen verwundert.“ Rede Chruschtschows am 
16. November 1961 in Taschkent. Landwirtschafts-
reden, Band 6, Seite 112.
23) Vgl. Wolfgang Leonhard, Kreml ohne Stalin. 
Köln 1962.
24) Prawda, 3. November 1961. Analyse des .Ro-
tationssystems*, siehe Leonhard Schapiro “New 
Rules of the CPSU“, In: “The USSR and the Future-, 
New York 1962, Seite 191—192.

Ähnlich unklar ist auch die Degradierung und 
Ablösung von Spitzenführern. Hier haben 
sich jedoch in jüngster Zeit die Methoden 
verändert. In der Stalin-Ära bedeutete eine 
Ablösung eines Spitzenführers fast immer auch 
dessen Verhaftung. In den ersten Jahren nach 
Stalins Tod — von 1953—1959 — war die 
Ablösung von Spitzenführern oft mit Anschul-
digungen gegen den Betreffenden und mit 
einer Selbstkritik verknüpft (z. B. die Selbst-
kritiken Malenkows im Februar 1955, Molo-
tows im Oktober 1955, Marschall Shukows im 
November 1957, Bulganins im Dezember 1958 
und Perwuchins im Februar 1959) 23 ). In den 
letzten Jahren sind dagegen Degradierungen 
von Spitzenführern in der Regel ohne ausführ-
liche politische Beschuldigungen und ohne 
Selbstkritik erfolgt.
Mit der Annahme des neuen Parteistatuts 
im Oktober 1961 wurde der erste Versuch 
sichtbar, die personellen Umbesetzungen in 
der Führung generell zu regeln. Laut Artikel 
25 soll bei jeder neuen „Wahl" des Zentral-
komitees und des Parteipräsidiums jeweils 
ein Viertel der Mitglieder ausgewechselt wer-
den. Die Mitglieder des Parteipräsidiums sol-
len „in der Regel" diesem Gremium nicht 
länger als drei Wahlperioden (also 12 Jahre) 
angehören. Ausgenommen davon sind jedoch 
diejenigen Parteiführer, die sich durch eine 
allgemein anerkannte Autorität sowie hohe 
politische und organisatorische Fähigkeiten 
auszeichnen. Falls sie in einer Geheimabstim-
mung mindestens drei V
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iertel aller Stimmen 
erhalten, dürfen sie dem Parteipräsidium auch 
eine längere Zeit angehören ).

Im Parteistatut wird jedoch nichts gesagt, ob 
diese Regelung auch für den Ersten Partei-
sekretär gilt, wie überhaupt Ernenung,  Funk-



tion und Aufgabenstellung und eventuelle Ab-
setzung eines Ersten Parteisekretärs während 
seiner Amtszeit in keinem offiziellen sowje-
tischen Dokument erwähnt werden. Lediglich 
ein einziges 
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Mal ist die sowjetische Bevölke-
rung darüber unterrichtet worden, daß wäh-
rend des XVII. Parteitages (Januar 1934) „bei 
einigen Delegierten des Kongresses" der Ge-
danke entstanden sei, „Stalin vom Posten des 
Generalsekretärs auf eine andere Arbeit zu 
überführen“ )  — ohne allerdings zu erklären, 
wie so etwas in der Praxis zu verwirklichen 
sei.
Unter diesen Umständen ist es nicht verwun-
derlich, daß auch die personelle Regelung des 
Nachfolgeproblems in keinem offiziellen Do-
kument erwähnt wird. Die bekannten histo-
rischen Erfahrungen zeugen jedoch davon, daß 
entsprechende Hinweise und Vorschläge eines 
Parteiführers für seine Nachfolge bisher zu 
keinem Erfolg geführt haben. Der Versuch 
Lenins, in seinem Testament seine Gedanken 
über die Nachfolge zum Ausdruck zu bringen 
und in einem Zusatz die Absetzung Stalins 

vorzuschlagen, ist bekanntlich gescheitert. Sein 
Schreiben wurde lediglich in einem kleinen 
Gremium verlesen, und es wurde dabei mit 
Stimmenmehrheit beschlossen, es geheimzu-
halten. Erst im Juni 1956, mehr als 34 Jahre 
später, wurde Lenins Schreiben veröffent-
licht 26 ) — zu einer Zeit, als es offensichtlich zu 
spät war, seine Wünsche zu berücksichtigen. 
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Auch Stalins Versuche, zu seinen Lebzeiten 
auf einen Nachfolger hinzuweisen, sind miß-
lungen. Ende Mai 1946 deutete er in einem 
kleinen Kreis jugoslawischer Führer an, daß 
Molotow sein Nachfolger werden würde ), 
und auf dem XIX. Parteitag im Oktober 1952 
ließ er Malenkow das Hauptreferat halten (was 
in Parteikreisen als Zeichen dafür galt, daß 
Malenkow der präsumtive Nachfolger Stalins 
werden würde). Ob es sich nun in beiden Fäl-
len um einen wirklichen Wunsch Stalins oder 
nur um taktische Winkelzüge zur Irreführung 
seiner Umgebung handelte — entscheidend 
ist, daß Stalins Erklärungen nicht befolgt wur-
den und beide Nachfolge-Kandidaten Stalins 
heute als „Parteifeinde" gelten.

Zukunftsperspektiven

Es bleibt die Frage, wie sich die genannten 
politischen, funktionellen und personellen Wi-
dersprüche — angesichts des Fehlens institu-
tioneller Regelungen vieler entscheidender 
Führungsprobleme — im Verlaufe einer Nach-
folgeperiode widerspiegeln werden. Die 
Schwierigkeit, in dieser Hinsicht irgendwelche 
Prophezeiungen über die sowjetische Entwick-
lung zu machen, ist offen
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sichtlich. Es hat wohl 
niemanden im Westen gegeben, der zu Lenins 
Zeiten prophezeit hätte, daß Stalin einmal der 
Nachfolger Lenins werden und später die eng-
sten Mitkämpfer Lenins als ausländische Spi-
one hinrichten lassen würde. Nur wenige Men-
schen dürften auch zu Lebzeiten Stalins vor-
ausgesagt haben, daß Chruschtschow einmal 
Stalins Nachfolger werden und nur drei Jahre 
nach dem Tod Stalins den verstorbenen Dik-
tator schärfstens verurteilen und schließlich 
sogar Stalins Leiche aus dem Mausoleum entfer-
nen würde. Jeder Versuch, sich mit der voraus-
sichtlichen zukünftigen Entwicklung zu beschäf-
tigen — und es hat in der letzten Zeit eine 
ganze Reihe solcher Versuche gegeben ) —,

25) L Schaumjans Erinnerungen an den XVII. Par-
teikongreß, Prawda, 17. Februar 1964.
28) Das Problem von Chruschtschows Nachfolge ist 
unter anderem behandelt worden von Myron Rush, 

kann also höchstens darin bestehen, auf der 
Grundlage der gegenwärtigen Probleme, Wi-
dersprüche und Kräfteverhältnisse in der Füh-
rung die Zukunftsperspektiven zu beurteilen. 
Es ist dagegen völlig ausgeschlossen, die vie-
len überraschenden Wendungen und unvor-

"The Khrushchev Succession Problem“ (World Po-
litics, Januar 1962), Petru Dumitriu, „Die Nachfolge: 
krise in kommunistischen Staaten (Osteuropa, Heft 
1, Januar 1963), und Robert Conquest, "After Khru-
shchev: A Conservative Restauration?" (Problems 
of Communism, Nr. 5, September/Oktober 1963). 
Die zukünftige sowjetische Entwicklung ist auch in 
den Antworten auf die Umfrage der Zeitschrift 
"Survey“ (März 1963) behandelt worden. Ehe 
ähnliche Umfrage unter dem Titel „Was kommt 
nach Chruschtschow?" veranstaltete die Zeitschrift 
„Der Monat", (März 1963). Prognosen über die zu-
künftige Entwicklung finden sich auch bei Boris 
Meissner, „Bilanz der Entstalinisierung“ (Die politi-
sche Meinung, Mai 1963), Otto Schiller, „Die Ver. 
bürgerlichung in der Sowjetunion — eine Minde-
rung der kommunistischen Gefahr?" („Aus Politik 
und Zeitgeschichte“, Beilage zur Wochenzeitung 
„Das Parlament", Nr. 43, 25. Oktober 1961). und 
Borys Lewytzkyj, „Zehn Jahre ohne Stalin“ (Aus 
Politik und Zeitgeschichte", Beilage zur Wochen-
zeitung „Das Parlament", Nr. 13, 27. März 196 



hergesehenen Ereignisse der zukünftigen so-
wjetischen Entwicklung vorauszusehen.
Mit dieser ausdrücklichen Einschränkung läßt 
sich heute lediglich sagen, daß für die Führer 
nach Chruschtschow zunächst wahrscheinlich 
drei politische Probleme im Vordergrund ste-
hen werden: a) ob die Entstalinisierung im 
breiten Sinne des Wortes fortzusetzen ist oder 
nicht, und falls ja, in welcher Richtung, mit 
welchen Zielsetzungen, b) wie der Widerspruch 
zwischen den offensichtlich zu hoch gestellten 
Zielen des Parteiprogramms und den realen 
Entwicklungsmöglichkeiten zu lösen ist und 
c) ob die führende Rolle der Partei und ihres 
Apparats in der gegenwärtigen Form aufrecht-
zuerhalten ist.
Wahrscheinlich wird die Frage einer weiteren 
Entstalinisierung zunächst im Blickfeld der zu-
künftigen Führer stehen. In verschiedenen Krei-
sen der sowjetischen Gesellschaft, besonders 
der Manager, der Wirtschaftswissenschaftler, 
der Schriftsteller und Künstler, haben sich un-
zweifelhaft die Reformströmungen verstärkt, 
verbunden mit der Erkenntnis, daß das gegen-
wärtige System, selbst in der von Chruschtschow 
etwas modernisierten Form, offensichtlich auf 
die Dauer nicht unverändert aufrechterhalten 
werden kann. Das Drängen vieler Wirtschafts-
kreise auf eine ernsthafte Reformierung des 
Wirtschaftssystems, das mutige Eintreten von 
Intellektuellen und Künstlern für größere Frei-
heiten in der Literatur und Kunst, die wach-
sende Unzufriedenheit über die Einmischung 
des Parteiapparats und seiner Organe in alle 
Bereiche des Lebens, das Streben weitester 
Kreise der sowjetischen Bevölkerung nach 
einer Verbesserung des Lebensstandards und 
die beginnende Herausbildung einer öffentli-
chen Meinung in der UdSSR — alle diese 
Tendenzen sind zu deutlich, als daß sie über-
sehen werden könnten. Es erscheint interes-
sant, d

29

aß auch Chruschtschow sich genötigt 
sah, gegen die These zu polemisieren, wonach 
„mit der Entwicklung der Kultur in der So-
wjetunion sich die Gesellschaftsordnung wan-
deln werde" ).
So bedeutsam diese Tendenzen und Strömun-
gen auch sind, so sehr muß man jedoch damit 
rechnen, daß weitere Reformen des Sowjet-

29) Chruschtschow auf der Plenarsitzung des Zen-
tralkomitees am 25. Dezember 1959. 

kommunismus auf ernste Widerstände größe-
rer Teile des Staats- und Parteiapparats stoßen 
werden und sich daher die weitere Entwicklung 
wahrscheinlich durch harte Auseinandersetzun-
gen zwischen Reformern und konservativen 
Apparatschiks auszeichnen wird. Die Möglich-
keit einer „Restalinisierung“ erscheint zwar 
unwahrscheinlich, ist jedoch keineswegs völ-
lig ausgeschlossen, da es keine absoluten Ga-
rantien gibt, die eine Rückkehr zum Stalinis-
mus völlig unmöglich machen würden. So 
kann man nicht völlig die Möglichkeit aus-
schließen, daß einige Spitzenfunktionäre der 
Nach-Chruschtschow-Ära durch eine „Restalini-
sierung" versuchen werden, die Verselbständi-
gung verschiedener Kräfte der Sowjetgesell-
schaft und auch die Differenzierungen im Welt-
kommunismus aufzuhalten und eine erneute 
schärfere Kontrolle anzustreben. Unter den ge-
genwärtigen Bedingungen sowohl der Sowjet-
union als auch der kommunistischen Weltbe-
wegung dürfte es allerdings kaum wahrschein-
lich sein, daß ihnen auf die Dauer eine solche 
„Restalinisierung" gelingen würde.

In den meisten Veröffentlichungen wird daher 
eine Fortsetzung der Entstalinisierung — wenn 
auch unter Auseinandersetzungen — als die 
wahrscheinlichste Variante angesehen. Bei 
einer weiteren Entwicklung der Entstalinisie-
rung wird man, zumindest nach den heutigen 
Bedingungen zu urteilen, weder mit einem Ab-
gehen von den bestehenden Eigentumsformen 
noch mit einer Entwicklung zu einer parla-
mentarischen Demokratie rechnen können. Viel 
wahrscheinlicher dürften weitere Veränderun-
gen innerhalb und auf dem Boden des sowjeti-
schen Systems sein, die trotzdem in ihrer Be-
deutung nicht gering eingeschätzt werden soll-
ten. So könnte man sich vorstellen, daß in 
einer weiteren Zukunft ideologische Beweg-
gründe eine etwas geringere Rolle spielen, 
wirtschaftlich-technische Erfordernisse dagegen 
eine größere Bedeutung erlangen. In einem 
solchen Fall würde wohl das bürokratische 
Plansystem drastisch beschränkt und durch 
eine Dezentralisierung die einzelnen Industrie-
unternehmungen sowie Kollektivwirtschaften 
und Staatsgüter eine bedeutend größere Selb-
ständigkeit erhalten. In der Wirtschaft würden 
Marktelemente stärker eingeführt und demge-
mäß auch das bisherige administrative Preis-
system verändert werden. In den Betrieben 



wird man eine stärkere Teilnahme von Ar-
beitern und Angestellten an der Betriebslei-
tung erwarten dürfen, in der Landwirtschaft 
entweder gewisse Konzessionen an die Pri-
vatinitiative (Vergrößerung des privaten Hof-
lands und des privaten Viehbestandes) oder 
aber, was wahrscheinlicher ist, eine Regelung, 
wonach die Kolchosbauern wirklich einen nen-
nenswerten Teil der Einkünfte für sich be-
halten und damit zum erstenmal an der Pro-
duktionssteigerung der Kolchose materiell 
interessiert werden.
Ein zweites Problem der Ära nach Chru-
schtschow dürfte darin bestehen, daß die weit-
gesteckten Ziele des Parteiprogramms nicht 
erreicht werden und der Widerspruch zwischen 

und Beschreibung des kommunistischen End-
ziels, die sich den Realitäten und Möglichkei-
ten der sowjetischen Entwicklung anpassen 
(damit allerdings würde das Endziel beträchtlich 
an Anziehungskraft verlieren). Drittens: Das 
Parteiprogramm gerät mehr und mehr „in Ver-
gessenheit" und wird durch ein neues, reali-
stischeres ersetzt. Dies könnte entweder still-
schweigend vor sich gehen oder aber durch 
eine öffentliche Kritik an den Autoren des 
Parteiprogramms von 1961, denen dann etwa 
„Subjektivismus", „Überschätzung der eigenen 
Möglichkeiten", ja vielleicht sogar „Abenteuer-
tum" vorgeworfen würde.
Ein weiteres Problem für die Zeit nach Chru-
schtschow ist sowohl politischer wie funktio-



ob und inwieweit andere Krälte der sowjeti-
schen Oberschicht die Möglichkeit erhalten, 
einen zunehmenden Einfluß auf die politischen 
Geschicke des Landes zu erlangen. Es ist durch-
aus möglich, ja sogar wahrscheinlich, daß in 
Zukunft Bedeutung und Einfluß der Wirtschaft-
ler, Techniker, Manager und Wissenschaftler 
steigen und auch andere Kräfte der sowjeti-
schen Oberschicht (wie zum Beispiel die Armee) 
in den Führungsorganen stärker repräsentiert 
werden. Bereits die Praxis der sowjetischen 
Spitzenführung, in den letzten Jahren vor der 
Beschlußfassung entsprechende Tagungen und 
Konferenzen von Spezialisten zu dem betref-
fenden Sachgebiet einzuberufen, zeigt eine 
solche Tendenz an Man könnte sich vorstellen, 
daß in einer weiteren Entwicklung diese ad hoc-
Konferenzen zu einer ständigen Einrichtung 
und vielleicht sogar auch institutionalisiert 
werden, beziehungsweise daß die verschiede-
nen Kreise der sowjetischen Oberschicht durch 
ständige repräsentative Gremien einen größe-
ren Einfluß auf die politischen Geschicke des 
Landes erhalten.
In welchem Tempo sich die weiteren Reformen 
des Sowjetkommunismus vollziehen werden, 
hängt weitgehend davon ab, wie lange die 
Nachfolgekrise dauern und welche Intensität 
sie haben wird. Manches scheint dafür zu 
sprechen, daß bei einer längeren Nachfolge-
krise die verschiedenen Gruppierungen in der 
Führung sich mehr und mehr genötigt sehen 
könnten, an breitere Kreise der Sowjetbevöl-
kerung zu appellieren; dies würde wahrschein-
lich zu einer Beschleunigung der Entstalini-
sierung führen. Dabei darf man sowohl Aus-
einandersetzungen zwischen verschiedenen 
Gruppierungen innerhalb des Parteiapparats 
erwarten als auch eine zunehmende Verselb-
ständigung der übrigen Machtsäulen (vor allem 
der Wirtschaft, der Armee und des Staats-
apparats), die in den letzten Jahren mehr und 
mehr dem Parteiapparat untergeordnet wurden. 
Es ist durchaus möglich, daß bei einer länge-
ren Auseinandersetzung auch die Armee als 
Machtfaktor stark in Erscheinung treten wird 

aber wohl kaum, um die Macht selbst zu 
übernehmen, sondern vielmehr in erster Linie, 
um in dem Ringen zwischen den verschiede-
nen Kräften die eine oder andere Seite zu 
unterstützen, wobei eine solche Unterstützung 
sogar den Ausschlag im Kampf um die Nach-
folge geben kann.

Bei einer Nachfolgekrise, vor allem wenn sie 
einen längeren und schärferen Charakter an-
nimmt, wird man mit persönlichen Macht-
kämpfen einzelner Führer oder Führergruppen 
rechnen müssen. Nach Analogien der Ver-
gangenheit wäre es denkbar, daß zunächst 
in der ersten Periode erneut eine kollektive 
Führung die Macht übernimmt (wobei auch 
vorübergehend die Spitzen der Partei und des 
Staates erneut personell getrennt werden), oder 
daß sich die widerstrebenden Kräfte zunächst 
auf einen wenig profilierten „Übergangs-
Führer“ einigen. Auf die Dauer aber dürfte 
dabei derjenige Führer die größten Chancen 
haben, die Nachfolge Chruschtschows zu über-
nehmen, der a) beim Ausgangsstadium bereits 
in zwei der entscheidenden Führungsgremien 
vertreten ist (vor allem: Parteipräsidium und 
ZK-Sekretariat), b) einen entscheidenden Ein-
fluß auf die Personalangelegenheiten (Kader-
frage) des Parteiapparats besitzt, c) über eine 
eigene Machtbasis verfügt (zu
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m Beispiel die 
Unterstützung der wichtigsten Parteiorganisa-
tionen Moskaus, Leningrads und der Ukraine 
genießt) )  und d) in einer kritischen Situation 
auf die Unterstützung der sowjetischen Streit-
kräfte rechnen kann. Im Falle einer längeren 
Nachfolgekrise, vor allem wenn weitere Be-
völkerungskreise in die Auseinandersetzung 
hineingezogen werden, könnte es auch ent-
scheidend für einen Nachfolgekandidaten 
sein, daß er nicht an früheren Stalin-Verbre-
chen beteiligt war und außerhalb des Partei-
apparats, in der künstlerischen Intelligenz, 
bei den Wirtschaftlern und darüber hinaus 
in weiten Kreisen der Sowjetbevölkerung auf 
Unterstützung für seine Person und die von 
ihm vertretene Politik rechnen kann.

Manches spricht dafür, daß die Nachfolger 
Chruschtschows bereits einer neuen Genera-
tion und einem neuen Typ anghören werden, 
d. h. aus Führern bestehen, die eine gewisse 
technische Ausbildung besitzen, an Stalins Ver-
brechen nicht beteiligt waren und den Höhe-
punkt ihrer Karriere erst in der nach-stalin-

30) So sprach Chruschtschow auf der ersten ent-
scheidenden Sitzung des Obersten Sowjets nach 
dem Tod Stalins am 15. März 1953 „im Namen der 
Abgeordneten von Moskau, Leningrad und der 
Ukraine“ — ein Zeichen dafür, daß er sich auf diese 
drei entscheidenden Parteiorganisationen stützen 
konnte.



sehen Periode erlebten. Von den jetzigen 
Führern dürften die beiden Vertreter der äl-
teren Generation Kuusinen und Schwernik aus-
scheiden und wahrscheinlich wohl auch Suslow 
in Zukunft kaum als aussichtsreicher Nach-
folge-Kandidat in Frage kommen. Ein Come-
back des im Frühjahr 1963 erkrankten und de-
gradierten Koslow ist zwar nicht völlig ausge-
schlossen, aber, nach den gegenwärtigen Ver-
hältnissen zu urteilen, recht unwahrscheinlich. 
Mikojan, nur ein Jahr jünger als Chru-
schtschow, wird kaum selbst für sich Nach-
folgeschaft erstreben, dürfte jedoch durch 
seinen Einfluß und seine Autorität eine wich-
tige Rolle bei den Auseinandersetzungen 
spielen. Sein Eintreten für diesen oder jenen 
Kandidaten kann dabei von großer Bedeutung 
sein. Kosigyn, der über große ökonomische 
Erfahrung verfügt, scheint zu sehr mit der 
Staatsverwaltung und zu wenig mit dem Par-
teiapparat verbunden, als daß er als ernsthaf-
ter Kandidat für die Parteispitze in Frage käme. 
Unter den gegenwärtigen Bedingungen (Früh-
jahr 1964) stehen Leonid Breshnjew und Niko-
lai Podgorny, die beide sowohl dem Partei-
präsidium als auch dem ZK-Sekretariat ange-
hören, als aussichtsreichste Kandidaten im 
Mittelpunkt der Betrachtung. Aber dies bedeu-
tet keineswegs, daß sie sich in der Nachfolge 
auch tatsächlich duchsetzen werden. Es er-
scheint daher angebracht, auch die weitere Ent-
wicklung der neueren Mitglieder des Partei-
präsidiums zu verfolgen. Dies gilt in erster 
Linie für Kirilenko, während Woronow sich 
bisher noch zu sehr auf Landwirtschaftsfragen 
konzentriert, um als allround-Führer angese-
hen zu werden, und die Position Poljanskijs 
seit der Degradierung Koslows etwas ge-

schwächt erscheint. Von den Kandidaten des 
Parteipräsidiums sind die meisten in ihrer 
Bedeutung auf eine bestimmte Unionsrepublik 
beschränkt; lediglich Jefremow und Grischin 
könnten in einer weiteren Entwicklung eine 
größere Bedeutung erlangen. Da in der Ver-
gangenheit in Führungskrisen das ZK-Sekre-
tariat eine entscheidende Rolle gespielt hat, 
sollten zumindest einige Mitglieder dieses 
Gremiums — etwa der Leiter für Kaderfragen 
Vitalij Titow und der für Partei- und Staats-
kontrolle zuständige Alexander Schelepin — 
bei den zu erwartenden Auseinandersetzun-
gen in der Führung nicht völlig übersehen 
werden.
In der personellen Führungssituation kann sich 
jedoch bis zu dem Moment, da das Nachfolge-
problem in ein akutes Stadium tritt, noch viel 
ändern, und einige gegenwärtig im Zentrum 
stehende Führer können an Einfluß verlieren, 
während andere neue Funktionäre ihre Plätze 
einnehmen werden. Mit großer Wahrschein-
lichkeit aber wird die Nachfolge mit einem 
Generationswechsel und dem Übergang zu 
einem neuen Führertyp verbunden sein. Nie-
mand wird voraussagen können, wie sich diese 
Nachfolgekrise im einzelnen abspielen wird, 
und sicher wird man mit unvorhergesehenen 
Ereignissen und vielleicht Überraschungen 
rechnen müssen. Die grundlegenden hier ange-
schnittenen Fragenkomplexe aber — das Pro-
blem der Entstalinisierung im weiteren Sinne 
des Wortes, der Widerspruch zwischen dem 
Parteiprogramm und den realen Entwicklungs-
möglichkeiten und die zukünftige Rolle der 
Partei und ihres Apparats — dürften in der 
einen oder anderen Form bei diesen Ereig-
nissen eine wichtige Rolle spielen.
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